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Satzung des Kommunalunternehmens Stadtwerke Brilon AöR 

über die öffentliche Wasserversorgung und den Anschluss 

an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 

Wasserversorgungssatzung 

vom 14.12.2017 

Aufgrund der 

§§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 

der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Ge­

setz vom 15.11.2016 (GV. NRW. 2016, S. 966), in der jew-eils gültigen Fasstmg, 

der §§ 50 ff. des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Be­

kanntmachung vom 31.07.2009 (BGB!. I 2009, S. 2585 ff., zuletzt geändert durch Ge­

setz vom 11.08.2016 - BGBI. I 2016, S. 1972), in der jeweils gültigen Fassung, 

der § 38 ff. LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vorn 25.06.1995 (GV. 

NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetz vom 08.07.2016 (GV. 

NRW. 2016, S. 559 ff.) und Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW. 2016, S. 934 ff.), in 

der jeweils gültigen Fassung, 

Verordnung über die Qualität von Wasser :für den menschlichen Gebrauch (Trinkwas­

serverordnung-TrinkwV 2001 -in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.03.2016 

(BGBI. I 2016, S. 459 ), zuletzt geändert durch Art. 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 

18.07.2016 (BGßl. I 2016, S. 1666), in der jeweils gülten Fassung, Verordnung über 

Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVB-WasserV) vom 

20.06.1980 (BGBI. I S. 750, S. 1067), zuletzt geändert durch Art. 8 der Verordnung 

vom 11.12.2014 (BGBI. I 2014, S. 2010), in der jeweils gülten Fassung und der Satzung 

der Stadt Brilon über die Anstalt des öffentlichen Rechts Stadtwerke Brilon vom 

04.11.2002, zuletzt geändert durch Satzung vom 05.10.2015, bekannt gemacht im 

Amtsblatt der Stadt Brilon Nr. 8 vom 08.10.2015, hat der Verwalttmgsrat der Stadtwer­

ke am 13.12.2017 folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 

Öffentliche Wasserversorgungseimichtung 

Die Stadtwerke haben gemäß§ 50 Abs. 1 WHG i. V. m. 38 Abs. 1 Satz 1 LWG NRW die 

Pflicht, im Gebiet der Stadt Brilon eine dem Gemeinwohl entsprechende Wasserversorgung 

sicherzustellen. Zur Wahrnehmung dieser öffentlichen Wasserversorgungspflicht betreibt sie 

eine öffentliche Einrichtung zur Versorgung der Grundstücke ihres Gebietes mit Ttinkwasscr. 

Art und Umfang der Wasserversorgungseinrichtung bestimmen die Stadtwerke. 

§2 

Grundstücksbegriff/Berechtigte und Verpflichtete 

(1) Gnmdstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegen­

schaftskataster und im Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung 

jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende zusam­

menhängende Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbständige wirtschaft­

liche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von Grund­

stücken im Sinne des Grundbuchrechts handelt. 

(2) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für Grundstückseigentümer ergeben, 

gelten entsprechend für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grundstücks 

dinglich Berechtigte. 

(3) Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet. Sie haften als 

Gesamtschuldner. 

(4) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzllllg der 

öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung ergeben, für jeden, der berechtigt oder ver­

pflichtet ist, auf den angeschlossenen Grundstücken Trinkwasser aus der öffentlichen 

Trinkwasserversorgungseimichtung zu benutzen (insbesondere Pächter, Mieter etc.). 

§3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Öffentliche Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsge­

biet, von denen die Anschlüsse zu den Grw1dstückcn abzweigen, die mit Wasser ver­

sorgt werden. 

(2) Hausanschlüsse sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Versorgungslei­

tung bis zur Übergabestelle (§ 3 Abs. 5). Sie beginnen mit der Anschlussvorrichtung (3 

Abs. 3) und enden mit der Hauptabspenvon-ichtung (§ 3 Abs. 4). 
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(3) Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versorgungslei­

tung, umfassend Anbohrstelle mit integrierter oder zusätzlicher Absperrarmatur oder 

Abzweig mit Absperrarmatur einschließlich der dazugehörigen technischen Einrichtun­

gen. 

(4) Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem Grundstück, mit der die gesamte 

nachfolgende Wasserverbrauchsanlage einschließlich Wasserzähler abgesperrt werden 

kann. 

(5) Übergabestelle ist das Ende des Hausanschlusses hinter der HauptabsperrvorrichtW1g im 

Grundstück/Gebäude. 

(6) Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung des durchgeflossenen Wasservolumens. 

Das erste Absperrventil hinter dem Wasserzähler und etwa vorhandene Wasserzähler­

bügel sind Bestandteile des Wasserzählers. 

(7) Anlagen des Grundstückseigentümers sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grund­

stücken oder in Gebäuden hinter der Übergabestelle; als solche gelten auch Eigenge­

winnungsanlagen, wenn sie sich ganz oder teilweise im gleichen Gebäude befinden. 

(8) Zur öffentlichen Wasserversorgungseimichtung gehören die öffentlichen Versorgungs-

leitungen einschließlich der Hausanschlüsse (§ 3 Abs. 2). Die öffentliche Wasserver-

sorgungseinrichtung endet mit der Hauptabsperrvorrichtung (§ 3 Abs. 4).Zur öffentli­

chen Wasserversorgungseimichtung gehört auch der Wasserzähler(§§ 3 Abs. 6 und§ 8) 

§4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Brilon liegenden Grundstücks ist berechtigt, 

den Anschluss seines Grundstücks an die Wasserversorgungsanlage w1d die Belieferung 

mit Trinkwasser nach Maßgabe der Satzung zu verlangen. 

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grnndstücke, die 

durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden. Die Grundstückseigentümer können 

nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende 

Versorgungsleitung geände1t wird. 

(3) Der Anschluss eines Grnndstücks an eine bestehende Versorgungsleitung kann versagt 

werden, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonsti­

gen technischen oder betrieblichen Gründen der Stadtwerke erhebliche Schwierigkeiten 

bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert. 
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(4) Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fällen der Absätze 2 und 3, 

sofern der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zu­

sammenhängenden Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen Sicherheit zu leisten. 

(5) Die Stadtwerke können ferner das Anschluss- und Benutzungsrecht in begründeten Ein­

zelfällen ausschließen oder einschränken, soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in 

Trinkwasserqualität erforderlich ist. Dieses gilt auch für die Vorhaltung von Löschwas­

ser über das öffentliche Wasserversorgungsnetz gemäß§ 38 Abs. 1 Satz 1 LWG NRW, 

insbesondere wenn durch die Bereitstellung von Löschwasser die Wasserqualität im öf­

fentlichen Wasserversorgungsnetz beeinträchtigt werden kann. 

(6) Das Benutzungsrecht im Rahmen der in dieser Satzung geregelten Benutzungsbedin­

gungen steht neben dem Grundstückseigentümer auch den anderen Anschlussbercchtig­

ten (§ 2 Abs. 2) sowie den Benutzern der Grundstücke(§ 2 Abs. 4) zu. 

§5 

Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, die Grundstücke auf denen Wasser ver­

braucht wird, an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen (An­

schlusszwang), wenn die Grundstücke an eine öffentliche Straße (Weg, Platz) mit einer 

betriebsfertigen Versorgungsleitung angrenzen oder einen munittelbaren Zugang zu ei­

ner solchen Straße durch einen Privatweg besteht. Befinden sich auf einem Grundstück 

mehrere Gebäude zmn dauernden Aufenthalt von Menschen, so ist jedes Gebäude anzu­

schließen. 

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgung angeschlossen sind, ist der 

gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) ausschließlich aus 

dieser öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung zu decken (Benutzungszwang). Ver­

pflichtet sind die Grundstückseigentümer und andere Anschlussberechtigte (§ 2 Abs. 2) 

sowie alle Benutzer der Grundstücke(§ 2 Abs. 4). Sie haben auf Verlangen der Stadt­

werke die dafür erforderliche Überwachtmg zu dulden. 

§6 

Befreiung vom Anschlusszwang 

Von der V erpflichtlll1g zum Anschluss eines C'.rrundstücks an die öffentliche Wasserversor­

gungseinrrichtung wird auf Antrag befreit, wenn der Anschluss aus besonderen Gründen auch 

unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. 
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Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gtünde schriftlich bei den Stadtwerken einzu­

reichen. 

§7 

Befreiung vom Benutzungszwang 

(zu§ 3 AVB-WasserV) 

(1) Auf Antrag des Grundstückseigentümers wird die Pflicht zur Benutzung der öffentli­

chen Wasserversorgungseimichtung auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teil­

bedarf beschränkt, wenn ihm die Benutzung aus besonderen Gründen nicht zugemutet 

werden kann, die Befreitmg für die öffentliche Wasserversorgungseimichtung wirt­

schaftlich zumutbar ist sowie nicht andere Rechtsvorschrif1en oder Gründe der Volks­

gesundheit entgegenstehen. Gründe der Volksgesundheit stehen einer Befreim1g von der 

Benutzungspflicht insbesondere entgegen, wenn für den jeweiligen Verbrauchszweck 

Trinkwasser oder Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und 

die Versorgung mit solchem Wasser nur durch die Benutzung der öffentlichen Wasser­

versorgung gewährleistet wird. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe 

schriftlich bei den Stadtwerken einzureichen. 

(2) Soll gesammeltes Niederschlagswasser (z. B. aus emer Regcnwassemutzungsanlage) 

zur Toilettenspülung oder zum Wäsche waschen verwendet werden, so hat der Grnnd­

stückseigentümer einen schriftlichen Befreiungsantrag nach § 7 Abs. 1 bei den Stadt­

werken zu stellen. Er hat insbesondere durch geeignete Maßnahmen sicherzustclkn 

und gegenüber den Stadtwerken nachzuweisen, dass von seiner Regenwassernutzungs­

anlage keine RückvVlrkungen in das öffentliche Versorgungsnetz möglich sind, die zu 

einer Beeinträchtigung der öffentlichen Versorgungssicherheit, insbesondere die ein­

wandfreie Beschaffenheit des Trinkwassers, führen. 

(3) Soweit der Grundstückseigentümer gesammeltes Niederschlagswasser (z. B. aus Re­

genwassernutzm1gsanlagen) und Wasser aus Eigengewinnungsanlagen (z. B. privaten 

Brunnen) nur für Bewässerungszwecke verwenden möchte, ist diese Verwendung den 

Stadtwerken lediglich schriftlich anzuzeigen. Dabei ist z. B. durch einen Lageplan dar­

zustellen, dass eine anderweitige Verwendung zwn häuslichen Gebrauch (z.B. Toilette 

spülen, Wäsche waschen) nicht erfolgt. Hierdurch wird dokumentiert, dass keine Be­

freiung nach § 7 Abs. 1 dieser Satzung e1forderlich ist. 
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§8 

Hausanschlüsse 

(zu§ 10 AVB-WasserV) 

(1) Hausanschlüsse gehören nach § 3 Abs. 2 und Abs. 8 zur öffentlichen Wasserversor­

gungseimichtung der Stadtwerke. Sie werden ausschließlich von den Stadtwerken her­

gestellt, erneuert, geändert, abgetrennt, beseitigt und unterhalten. Sie müssen zugänglich 

und vor Beschädigungen geschützt sein. 

(2) Die Stadtwerke bestimmen Art, Zahl, Lage der Hausanschlüsse sowie deren Änderung 

nach Anhörung des Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Interes­

sen. Sie bestimmen auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschließen ist. Der 

Grundstückseigentümer ist vorher anzuhören; seine berechtigten Interessen sind nach 

Möglichkeit zu wahren. Soll der Hausanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentü­

mers nachträglich geändert werden, so können die Stadtwerke verlangen, dass die nähe­

ren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung vorher in einer gesonderten Verein­

barung geregelt werden. 

(3) Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere Errich­

tung des Hausanschlusses zu schaffen. Die Stadtwerke können hierzu schriftlich eine 

angemessene Frist setzen. Der Grundstückseigentümer darf keine Eirnvirkungen auf den 

Hausanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

(4) Der Grnndstückseigentümer und die Benutzer haben jede Beschädigung des Hausan­

schlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstigen Störungen 

unverzüglich den Stadtwerken mitzuteilen. 

§9 

Wasserzähler und Messung 

(zu§ 18 AVB-WasserV) 

(1) Die Stadtwerke stellen die vom Grundstückseigentümer verbrauchte Wassermenge 

durch einen Wasserzähler als Messeimichtung fest, die den eichrechtlichen Vorschriften 

entsprechen muss. Der Wasserzähler gehört zur öffentlichen Wasserversorgungseinrich­

tung der Stadtwerke und steht in ihrem Eigentum. Bei öffentlichen Verbrauchseinrich­

tungen kann die gelieferte Menge auch rechnerisch ennittelt oder geschätzt werden, 

wenn die Kosten der Messung außer Verhältnis zm Höhe des Verbrauchs stehen. 

(2) Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwachung, Unterhaltung, Auswechslung und 

Entfernung der Wasserzähler sind Aufgabe der Stadtwerke. Sie bestimmt auch A1t, Zahl 
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und Größe der Wasserzähler sowie ihren Aufstellungsort. Bei der Aufstellung haben die 

Stadtwerke so zu verfahren, dass seine einwandfreie Messung gewährleistet ist. Sie hat 

den Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine berechtigten Interessen zu wah­

ren. 

(3) Die Stadtwerke sind verpflichtet, auf Verlangen des Grundstückseigentümers die Mess­

eimichtungen zu verlegen, wenn dieses ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien 

Messung möglich ist. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Kosten zu tragen. 

(4) Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung der 

Messeinrichtung, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädi­

gungen und Störungen dieser Einrichtungen den Stadtwerken unverzüglich mitzuteilen. 

Er ist verpflichtet, die Messeinrichtung vor Abwasser, Schmutz- und Grnndwasser so­

wie vor Frost zu schützen. 

§ 10 

Nachprüfung der Wasserzähler 

(zu§ 19AVB-WasserV) 

(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der Messeeinrichtung 

(Wasserzähler) nach§ 39 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grundstück­

seigentümer den Antrag auf Prüfung nicht bei den Stadtwerke, so hat er diese vor An­

tragstellung zu benachrichtigen. 

(2) Die Kosten der Prüfung fallen den Stadtwerken zur Last, falls die Abweichung die ge­

setzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem Grnndstüekseigentümer. 

§ 11 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

(zu§ 11 AVB-WasserV) 

(1) Die Stadtwerke können verlangen, dass der Grnndstückseigentümer auf eigene Kosten 

nach seiner Wahl an der Grundstücksgrenze einen geeigneten Wasserzählerschacht oder 

Wasserzählerschrank anbringt, ,venn 

1. das Grundstück unbebaut ist oder 

2. die Versorgung des Gebäudes mit Anschlussleitungen erfolgt, die unverhältnismä­

ßig lang sind oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden können, 

oder 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers vorhanden ist. 
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(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtungen m ordnungsgemäßem 

Zustand und jederzeit zugänglich zu halten. 

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Eimichtungen auf seine Kosten 

verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind und die 

Verlegung ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich ist. 

§ 12 

Ablesung der Wasserzähler 

(zu§ 20 AVB-WasserV) 

(1) Die Wasserzähler werden als Messeinrichtung vom Beauftragten der Stadtwerke mög­

lichst in gleichen Zeitabständen oder auf Verlangen der Stadtwerke vom Grundstücks­

eigentümer selbst abgelesen. Dieser hat dafür Sorge zu tragen, dass der Wasserzähler 

leicht zugänglich ist. 

(2) Solange der Beauftragte der Stadtwerke die Räume des Grundstückseigentümers nicht 

zum Zwecke der Ablesung betreten kann, dürfen die Stadtwerke den Verbrauch auf der 

Grundlage der letzten Ablesung schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind angemes­

sen zu berücksichtigen. 

§ 13 

Anlage des Grundstückseigentümers 

(zu§ 12 AVB-WasserV) 

(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ordnungsgemäße Errichtung, Erwei­

terung, Änderung und Unterhaltung seiner Anlage (mit Ausnahme des Wasserzählers -

§ 3 Abs. 6, § 9) zu sorgen, die ab der Übergabestelle (§ 3 Abs. 5 ) beginnt. Hat er die 

Anlage oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, 

so ist er neben diesem verantwo1tlich. 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer ge­

setzlicher oder behördlicher Bestimmm1gen sowie nach den anerkannten Regeln der 

Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden. Die Anlage des Grund­

stückseigentümers und Verbrauchseinrichtungen müssen so beschaffen sein, dass Stö­

rungen anderer Abnehmer oder der öffentlichen Versorgungseinrichtungen sowie 

Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss 

wasservcrbrauchender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstü­

ckeigentümers. 
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(3) Es dürfen nur Produkte und Geräte verwendet werden, die den allgemein anerkamlten 

Regeln der Technik entsprechen. Die Einhaltung der Voraussetzungen des Satzes l wird 

vermutet, wenn eine CE-Kennzeichnung für den ausdrücklichen Einsatz im Trinkwas­

serbereich vorhanden ist. Sofern die CE-Kennzeichnung nicht vorgeschrieben ist, wird 

dieses auch vermutet, wenn das Produkt oder Gerät ein Zeichen eines akkreditierten 

Branchenzertifizierers trägt, insbesondere das DIN-DVGW-Zeiehen oder DVGW­

Zeichen. Produkte und Geräte, die 

1. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Witt­

sehaftsraum rechtmäßig hergestellt worden sind oder hergestellt oder in Verkehr 

gebracht worden sind und nicht den technischen Spezfikationen der Zeichen nach 

Satz 3 entsprechen, werden einschließlich der in den vorgenannten Staaten durch­

geführten Prüfungen und Überwachungen als gleichwe1iig berhandelt, wem1 mit 

ihnen das in Deutschland geforderte Schutzniveau dauerhaft erreicht wird. 

(4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderm1gen dürfen nur durch die Stadt­

werke oder durch ein in ein Installateurverzeichnis eines Wasserversorgungsunterneh­

mens eingetragenes Installationsunternehmen erfolgen. Die Stadtwerke sind berechtigt, 

die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. 

(5) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, können plombie1t werden. Eben­

so können Anlagenteile, die zur Anlage des Grundstückseigentümers gehören, unter 

Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewährleis­

ten. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben der Stadtwer­

ke zu veranlassen. 

§ 14 

Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage 

des Grundstückseigentümers (zu§ 13 AVB-WasserV) 

(1) Die Stadtwerke oder deren Beauftragte schließen die Anlage des Grundstückseigentü­

mers an das Verteilungsnetz an und setzen sie in BetTieb. 

(2) Die EtTichtung der Anlage des Grundstückseigentümers und wesentliche Änderungen 

der Anlage dürfen nur durch die Stadtwerke oder durch ein Installationsunternehmen er­

folgen, das in ein lnstallateurverzeichnis der Stadtwerke oder eines anderen Wasserver­

sorgungsunternehmen eingetragen ist. Die Stadtwerke sind berechtigt, die Ausfi.ihrung 

der Arbeiten zu überwachen. Leitungen, die an Eigengewinnungsanlagen wie z. B. pri­

vaten Brunnen oder Regenwassernutzungsanlagen angeschlossen sind, dürfen nur mit 
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vorheriger Zustimmung der Stadtwerke verdeckt werden; anderenfalls sind sie auf An­

ordnung der Stadtwerke freizulegen. 

(3) Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt oder wesentlich geändert 

wird, sind den Stadtwerken folgende Unterlagen in doppelter Ausfertigung einzu­

reichen: 

1. eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstückseigentümers und ein La­

geplan, 

2. der Name des Unternehmens, der die Anlage eITichten soll, 

3. Angaben über eine etwaige Eigenversorgung (z. B. privater Brunnen, Regenwas­

semutzungsanlage ), 

4. im Falle des§ 4 Abs. 4 die Verpflichtung zur Übernahme der Mehrkosten. 

Haben die Stadtwerke Muster für die einzureichenden Unterlagen erstellt, sind diese zu 

veiwenden. Alle Unterlagen sind von den BauheITen und den Planfe1tigern zu unter­

schreiben. 

(4) Die Stadtwerke oder die Beauftragten der Stadtwerke prüfen, ob die beabsichtigten An­

lagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das der Fall, so erteilen die 

Stadtwerke schriftlich ihre Zustimmung Wld gibt eine Fertigung der eingereichten Un­

terlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Stimmen die Stadtwerke nicht zu, setzt sie 

dem Bauherm unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die 

geänderten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. Die Zustimmung und die 

Überprüfung befreien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den ausführenden 

Unternehmer und den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmä­

ßige und fehlerfreie Planung tmd Ausführung der Anlagen, denn die Zustimmung dient 

allein dem Schutz der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtllilg. 

(5) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung der Stadtwerke 

begonnen werden. Eine Genehmigiungspflicht nach sonstigen, insbesondere straßen-, 

bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberülut. 

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 5 köm1en die Stadtwerke Ausnahmen zulas­

sen. 
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§ 15 

Betrieb der Anlage des Grundstückseigentümers 

Mitteilungspflichten 

(zu§ 15 AVB-WasserV) 

(1) Anlagen und Verbrauchseimichtungen des Grundstückseigentümers sind so zu betrei­

ben, dass Störungen anderer Grundstückseigentümer, störende Rückwirkungen auf Ein­

richtungen der Stadtwerke oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwas­

sers ausgeschlossen sind. 

(2) Erweiterungen und Änderungen der Anlage sowie die Verwendung zusätzlicher Ver­

brauchseinrichtungen sind den Stadtwerken mitzuteilen, soweit sich dadurch Größen für 

die Gebührenbemessung ändern oder sich die vorzuhaltende Leitung wesentlich erhöht. 

(3) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist den Stadtwerken unverzüglich mitzutei­

len. 

§ 16 

Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers 

(zu§ 14AVB-WasserV) 

(1) Die Stadtwerke sind berechtigt, die Anlage des Grundstückseigentümers vor und nach 

ihrer Inbetriebsetzung zu überprüfen. Sie hat den Grundstückseigentümer auf erkannte 

Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen. 

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen 

erwarten lassen, so sind die Stadtwerke berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung 

zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie hierzu verpflichtet. 

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sü\vie durch deren 

Anschluss an das Verteilungsnetz übernehmen die Stadtwerke keine Haftung für die 

Mängelfreiheit der Anlage des Grundstückseigentümers. Dies gilt nicht, wenn sie bei 

einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstel­

len. 

§ 17 

Verwendung des Wassers 

(zu§ 22 Abs. l und Abs. 2 AVB-WasserV) 

(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des Grundstückseigentümers, seiner Mie­

ter und ähnlich berechtigter Personen zur Verfügung gestellt. Die Weiterleitung an 

sonstige Dritte ist nur mit schriftlicher Zustimmung der Stadtwerke zulässig. Diese 
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muss erteilt werden, wenn dem Interesse an der Weiterleitung nicht überwiegende ver­

sorgungswirtschafiliche G1ünde entgegenstehen. 

(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht in dieser Satzung oder 

aufgrund sonstiger gesetzlicher oder behördlicher Vorschriften Beschränkungen vorge­

sehen sind. Die Stadtwerke können die Verwendung für bestimmte Zwecke beschrän­

ken, soweit dies zur Sicherstellung der allgemeinen Wasserversorgung erforderlich ist. 

§ 18 

Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke 

(zu§ 22 Abs. 3 und Abs. 4 AVB-WasserV) 

(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei den Stadtwerken vor 

Beginn der Bauarbeiten zu beantragen. Entsprechendes gilt für Anschlüsse zu sonstigen 

vorübergehenden Zwecken. Der Antragsteller hat den Stadtwerken alle für die Herstel­

lung und Entfernung des Bauwasseranschlusses entstehenden Kosten zu erstatten. Muss 

das Wasser von einem anderen Grundstück bezogen werden, so ist die schriftliche Zu­

stimmung des Grundstückseigentümers beizubringen. Über die Art der Wasserabgabe 

entscheiden die Stadtwerke. Sie legen die weiteren Bedingungen für den Wasserbezug 

fest. 

(2) Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu anderen 

vorübergehenden Zwecken entnommen werden, sind hierfür Hydrantenstandrohre der 

Stadtwerke mit Wasserzählern zu benutzen. 

§ 19 

Betretungsrecht 

(zu§ 16 AVB-WasserV) 

(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer der Grundstücke (z.B. Mieter) haben dem 

mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der Stadtwerke den Zutritt zu seinen Räu­

men und den in § 11 genannten Einrichttmgen zu gestatten, soweit dieses etfordcrlich 

ist, um die technischen Einrichtungen zu überprüfen, eine Nachschau der Wasserleitun­

gen durchzuführen, den bzw. die Wasserzähler abzulesen w1d zu prüfen, ob die Vor­

schriften dieser Satzung und die von den Stadtwerken auferlegten Benutzungsbedin­

gungen und Auflagen erfüllt werden. Das Betretungsrecht folgt aus§ 98 Abs. 1 LWG 

NRW i.V.m. 101 WHG. Der Grundstückseigentümer und die Benutzer der Grundstücke 

werden davon nach Möglichkeit vorher verständigt. 
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(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind verpflichtet, alle für die Prüfung des 

Zustandes der Anlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

§20 

Grundstücksbenutzung 

(zu§ 8 AVB-WasserV) 

(1) Die Grundstückseigentümer haben für Zwecke der örtlichen Versorgung das Anbringen 

und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von Was­

ser über ihre im gleichen Versorgungsgebiet liegenden Grnndstücke sowie erforderliche 

Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die 

an die Wasserversorgung angeschlossen sind, die vom Eigentümer in wütscha:ftlichem 

Zusammenhang mit der Wasserversorgung genutzt werden oder für die die Möglichkeit 

der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entfällt, wenn die Inan­

spruchnalnne der Grundstücke den Eigentümer mehr als notwendig oder in unzumutba­

rer Weise belasten würde. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten In­

anspruchnahme des Grundstückes zu benachrichtigen. 

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie 

an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung 

haben die Stadhverke zu tragen. Dienen die Eimichtungen ausschließlich der Versor­

gung des G-rnndstücks, so gelten die Bestimmungen der Beitrags- und Gebührensat­

zung. 

(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grnndstückseigentümer die Entfernung 

der Eimichtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen der Stadtwerke bis zu fünf Jahren 

unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen so­

wie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Ver­

kehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 

§ 21 

Art und Umfang der Versorgung mit Wasser 

(1) Das von den Stadtwerken geliefo1te Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvor­

schriften, insbesondere der Trinkwasserverordnung des Bundes, entsprechen. Die 

Stadtwerke sind verpflichtet, das Wasser unter dem Drnck zu liefern, der für eine ein-
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wandfreie Deckung des üblichen Bedatfs in dem betreffenden Versorgungsgebiet erfor­

derlich ist. 

(2) Die Stadtwerke sind berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im 

Rahmen der gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Re­

geln der Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaftlichen oder 

technischen Gründen zwingend notwendig ist; dabei sind die Belange des Grundstücks­

eigentümers möglichst zu berücksichtigen. 

(3) Stellt der Grundstückseigentümer Anforderungen an Beschaffenheit und Druck des 

Wassers, die über die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm 

selbst, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

§ 22 

Versorgungsunterbrechungen 

(zu§ 5 AVB-WasserV) 

(1) Die Stadtwerke sind verpflichtet, das Wasser jederzeit am Ende der Anschlussleitung 

zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht 

1. soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öffentlichen Wasserversor­

gung erforderlich oder sonst nach dieser Satzung vorbehalten sind, 

2. soweit und solange die Stadtwerke an der Versorgung durch höhere Gewalt oder 

sonstige Umstände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden 

kann, gehindert ist. 

(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dieses zur Vornahme betriebsnot­

wendiger Arbeiten erforderlich ist. Die Stadtwerke hat jede Unterbrechung oder Unre­

gelmäßigkeit unverzüglich zu beheben. 

(3) Die Stadtwerke haben die Grundstückseigentümer bei einer nicht nur für kurze Dauer 

beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unter­

richten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn die Untenichtung 

1. nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die Stadtwerke diese nicht zu 

vertreten haben oder 

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern vrorde. 
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§ 23 

Haftung bei Versorgungsstönmgen 

(zu§ 6 AVB-WasserV) 

(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Unterbrechung der Wasserversor­

gung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haften die Stadtwerke 

aus dem Benutzungsverhältnis oder unerlaubter Handlung im Falle 

1. der Tötung, oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Grundstücksei­

gentümers, es sei denn, dass der Schaden von den Stadtwerken oder einem ihrer 

Bediensteten oder Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig verur­

sacht worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz 

noch durch grobe Fahrlässigkeit der Stadtwerke oder eines ihrer Bediensteten oder 

eines Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch 

grobe Fahrlässigkeit der Stadtwerke oder eines vertretungsberechtigten Organs ver­

ursacht worden ist. 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln 

von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

(2) Absatz 1 ist auch auf Ansprüche von Gnmdstückseigentümern anzuwenden, die diese 

gegen ein drittes W asscrversorgtmgsuntemehmen aus unerlaubter Handlung geltend 

machen. Die Stadtwerke sind verpflichtet, den Grundstückseigentümern auf Verlangen 

über die mit der Schadensvermsachung durch ein drittes Unternehmen zusammenhän~ 

genden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in 

zumutbarer Weise auf"geklärt werden können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung 

des Schadenersatzes erforderlich ist. 

(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15,00 €. 

(4) Ist der Grundstückseigentümer berechtigt, das gelieferte Wasser an einen Dritten wei­

terzuleiten, und erleidet dieser durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 

Unregelmäßigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so haften die Stadtwerke dem 

Dritten gegenüber in demselben Umfange wie dem Grundstückseigentümer aus dem 

Benutzungsverhältnis. 

(5) Leitet der Grundstückseigentümer das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat 

er im Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten sicherzustellen, dass dieser aus uner~ 

laubter Handlung keine weitergehenden Schadensersatzansprüche erheben kann, als sie 
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in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Die Stadtwerke haben den Grundstückseigen­

tümer hierauf bei Begründung des Benutzungsverhältnisses besonders hinzuweisen. 

(6) Der Grundstückseigentümer hat den Schaden unverzüglich den Stadtwerken oder, wenn 

dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Grundstück­

seigentümer das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er diese Verpflichtung 

auch dem Dritten aufzuerlegen. 

§ 24 

Änderungen des Wasserbezugs 

(1) Will em Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Wasserversorgungsanlagen 

nicht verpflichtet ist, den Wasserbezug vollständig einstellen, so hat er dieses mindes­

tens zwei Wochen vor der Einstellung den Stadtwerken schriftlich mitzuteilen. 

(2) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug einstellen, 

so hat er bei den Stadtwerken Befreiung nach den Bestimmungen dieser Satzung zu be­

antragen. 

(3) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist den Stadtwerken tmverzüglich schrift­

lich mitzuteilen. 

(4) Wird der Wasserverbrauch ohne schriftliche Mitteilung im Sinne von Abs. 1 oder vor 

Elteilung der Befreiung eingestellt, so haftet der Grundstückseigentümer den Stadtwer­

ken für die Erfüllung sämtlicher sich aus der Satzung ergebenden Verpflichtungen. 

(5) Der Grundstückseigentümer kann eine zeitweilige Abspemmg seines Anschlusses ver­

langen, ohne damit das Benutzungsverhältnis aufzulösen. 

§25 

Einstellung der Versorgtmg 

(zu§ 33 AVB-WasserV) 

(1) Die Stadtwerke sind berechtigt, die Versorgung fristlos einzustellen, wenn der Grund­

stückseigentümer den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt und die Einstel­

lung erforderlich ist, um 

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuweh-

ren, 

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung 

der Messeinrichtungen zu verhindern oder 
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3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Grundstückseigentümer, störende Rück­

wirkungen auf Einrichtungen der Stadtwerke oder Dritter oder Rückwirkungen auf 

die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichtzahlw1g einer fälligen Abga­

benschuld, sind die Stadtwerke berechtigt, die Versorgung unter Aufrechterhaltm1g ei­

ner Notversorgung einzustellen. Der Einstellung der Wasserversorgung wird zwei Wo­

chen vor ihrer Durchführung schriftlich durch die Stadtwerke gegenüber dem Grund­

stückseigentümer als Anschlussnehmer angedroht. Zugleich erfolgt mit der Androhung 

der Wassereinstellung die erneute Anrnahnung der Zahlm1gsrückstände. Eine Einstel­

lung der Wasserversorgung erfolgt nicht, wenn die ausstehenden Wassergebühren durch 

den Grundstückseigentümer beglichen werden. Gleiches gilt, wenn der Grundstücksei­

gentümer darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der 

Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass der Grundstücksei­

gentümer seinen Verpflichtm1gen nachkommt. 

(3) Die Stadtwerke haben die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die 

Gründe für ihre Einstellung entfallen sind und der Grundstückseigentümer die Kosten 

der Einstellung und Wiederauföahme der Versorgung ersetzt hat. 

§ 26 

Anordnungen im Einzelfall/Zwangsmittel 

(1) Die Stadtwerke können zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Pflichten 

Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens 

oder Unterlassens gelten die Vorschriften des Verwaltm1gsvollstreckungsgesetzes NRW 

und des Justizgesetzes NRW. 

§ 27 

Beitrags- und Gebührensatzm1g 

Für die Erhebung von Wasseranschlussbeiträgen nach § 8 KAG NRW und Wassergebühren 

als grundstücksbezogcne Benutzungsgebühren nach den§§ 4 und 6 KAG NRW erlassen die 

Stadtwerke eine gesonderte Beitrags- und Gebührensatzung zu dieser Wasserversorgungssat­

zung. 
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§ 28 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

1. gegen den Anschluss- und Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt, 

2. eine Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepilicht nach dieser Satzung(§§ 7 

Abs. 3 und Abs. 4, 14, 15, 19 Abs. 2) verletzt oder 

3. ohne Zustimmung der Stadtwerke mit Installationsarbeiten(§ 14 Abs. 5) beginnt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 € belegt werden. 

§ 29 

Aushändigung der Satzung 

(zu§ 2 Abs. 3 AVB-WasserV) 

Die Stadtwerke händigen jedem Grundstückseigentümer, mit dem erstmals ein Versorgungs­

verhältnis begründet wird, ein Exemplar dieser Satzung und der dazu erlassenen Beitrags- und 

Gebührensatzung unentgeltlich aus oder weisen ihn darauf hin, wo er die Satzung elektro­

nisch einsehen kann. Den bereits versorgten Grundstückseigentümern werden diese Satzun­

gen auf Verlangen ausgehändigt. 

§ 30 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.0 l .2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom l 9.12.2002 

außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Wasserversorgungssatzung des Kommunalunternehmens Stadtwerke Brilon, 

Anstalt des öffentlichen Rechts, vom 14.12.2017 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht wurde, 

c) der Bürgermeister den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet hat oder 
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d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber den Stadtwerken vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 

ergibt. 

Brilon, den 14.12.2017 

Der Bürgermeister und Dr Vorstand 

Verwaltungsratsvorsitzende (Axel Reuber) 

(Dr. ChristofBartsch) 



Beitrags- und Gebührensatzung 

zur Wasserversorgungssatzung des Kommunalunternehmens Stadtwerke Brilon, 

Anstalt des öffentlichen Rechts vom 

14.12.2017 

"Aufgrund der§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung flir das Land Nordrhein-Westfalen (GO 

NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 15.11.2016 (GY NRW 2016. S. 966) und der§§ 1, 2. 4. 6 - 8, 10 und 12 

des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NW 

S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 2016 (GV. NRW. 

S. 1150), in Kraft getreten am 28. Dezember 2016, -der§§ 50 ff. des Wasserhaushaltsgesetzes 

des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGB!. I 2009, S. 

2585 ff.• zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.08.2016 ~ BGB!. I 2016, S. 1972),der § 38 ff. 

LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GY. NRW. 1995, S. 926), 

zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetz vom 08.07.2016 (GY. NRW. 2016, S. 559 ff.) und 

Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW. 2016, S. 934 ff.), der Verordnung über die Qualität von 

Wasser für den menschlichen Gebrauch (Trinkwasserverordnung - TrinkwV 2001 - in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 10.03.2016 (BGBL I 2016, S. 459 ), zuletzt geändert 

durch Art. 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 18.07.2016 (BGB!. I 2016, S. 1666) und der Satzw1g 

der Stadt Brilon über die Anstalt des öffentlichen Rechts Stadtwerke Brilon vom 04.11.2002, 

zuletzt geändert durch Satzung vom 05.10.2015, bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Bri­

lon Nr. 8 vom 08.10.2015, hat der Verwaltungsrat der Stadtwerke am 13.12.2017 folgende 

Satzung beschlossen: 

§ 1 

Finanzierung der Wasserversorgungsanlage 

Zur Finanzierung der gemeindlichen Wasserversorgungsanlage erheben die Stadt­

werke Wasseranschlussbeiträge und Wassergebühren 

§2 

Anschlussbeitrag 

(1) Die Stadtwerke Brilon erheben zum Ersatz ihres durchschnittlichen Aufurandes für die 

Herstellung, Anschaffung und Erweiterung der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 

einen Anschlussbeitrag. 



Seite 2 

(2) Die Wasseranschlussbeiträge sind die GegenleistW1g für die Möglichkeit der Inan­

spruchnahme der öffentlichen Wasserversorgungsanlage und den hierdurch gebotenen 

wirtschaftlichen Vorteil für ein Grundstück. 

(3) Der Wasseranschlussbeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 8 Abs. 9 

KAGNRW). 

§3 

Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) Ein Grundstück unterliegt der Beitragspflicht, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt 

sind: 

1. Das Grundstück muss an die Wasserversorgungsanlage tatsächlich und rechtlich 

angeschlossen werden können, 

2. für das GrW1dstück muss nach der WasserversorgungssatzW1gsatzW1g em An­

schlussrecht bestehen und 

3. für das GrW1dstück muss 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt sein (z.B. durch Bebau­

ungsplan), so dass es bebaut oder gewerblich genutzt werden darf oder 

b) soweit für ein Grundstück eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht fest­

gesetzt ist (z.B. im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB), muss das 

Grundstück nach der Verkehrsauffassung Bauland sein und nach der geordne­

ten, städtebaulichen Entwicklung zur Bebauung anstehen 

(2) Wird ein Grundstück an die Wasserversorgungsanlage tatsächlich angeschlossen (z.B. 

im Außenbereich nach § 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, 

wenn die Voraussetzw1gen des Abs. 1 nicht vorliegen. 

§4 

Beitragsmaßstab 

(1) Maßstab für den Beitrag ist die Veranlagungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfa­

chen der GrW1dstücksfläche mit dem Veranlagungsfaktor. 

(2) Als Grundstücksfläche gilt: 

a) bei Grw1dstücken im Bereich eines Bebauungsplans die tatsächliche Grundstücks­

fläche, wetm ein Bebauungsplan nicht besteht, d.h. bei Grundstücken im unbeplan­

ten Innenbereich (§ 34 BauGB) und im Außenbereich (§ 35 BauGB): die tatsächli­

che Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 35 m von der Grundstücksgrenze, die 

der Erschließungsstraße zugewandt ist, die das Grundstüqk wegemäßig erschließt 
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(TiefenbegrenzWlg). Bei Grundstücken, die nicht an eine Erschließungsstraße Wl­

mittelbar angrenzen, wird die Fläche von der zu der Erschließungsstraße liegenden 

Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 35 m zugrW1de gelegt. Reicht die bauliche 

oder gewerbliche Nutzung über diese Tiefenbegrenzung hinaus, so ist die Grund­

stückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der baulichen Nutzung be­

stimmt wird, die einen Wasserversorgungsbedarf nach sich zieht. Grundstücksteile, 

die lediglich die wegcmäßige Verbindung zur Straße herstellen, bleiben bei der Be­

stimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem Veranlagungs­

faktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 

a) bei ein- und zweigeschossiger Bebaubarkeit: 1,0 

b) bei drcigeschossiger Bebaubarkeit: 1,25 

c) bei viergeschossiger Bebaubarkeit: 1,5 

d) bei fünf- und höhergeschossiger Bebaubarkeit: 1,75" 

Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässi­

ge Zahl der Vollgeschosse. Dies gilt entsprechend, wenn ein Bebauungsplan sich in der 

Aufstellung befindet und den Ve1fahrensstand im Sinne des § 33 Baugesetzbuch er­

reicht hat. Weist der Bebauungsplan nur Grundflächen- und Baumassenzahl oder nur 

die zulässige Höhe der Bauwerke und keine höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse 

aus, so gilt als Geschosszahl die zulässige Höhe des Bauwerks geteilt durch 3,5 wobei 

Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerundet oder aufgerundet werden. Ist im Einzelfallei­

ne größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist diese zugrunde 

zu legen. Grundstücke, die im Bebauungsplan als Gemeinbedarfsfläche ohne Festset­

ZWlg der Geschosszahl ausgewiesen sind, werden als zweigeschossig bebaubare Grund­

stücke angesetzt." 

In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die im BebauW1gsplan keine Fest­

setzungen nach Abs. 3 enthalten sind, ist maßgebend: 

a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse. 

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken 

der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse. 

In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 genannten Nutzungsfak­

toren um je 0,3 erhöht. Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in einem Bebauungsplan 
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festgesetzt, aber aufgrund der vorhandenen Bebauung und sonstigen Nutzw1g als Kern­

gebiete, Gewerbegebiete oder Industriegebiete anzusehen sind oder wenn eine solche 

Nutzung aufgrund der in der Umgebung vorhandenen Nutzung zulässig wäre. Im Übri­

gen gilt die in Satz 1 vorgesehene Erhöhung für Grundstücke, die ausschließlich oder 

überwiegend gewerblich, industriell oder für Geschäfts-, Büro- oder Verwaltungsge­

bäude genutzt werden; in unbeplanten Gebieten gilt die Erhöhung auch für Grundstü­

cke, die unbenutzt sind, auf denen aber bauliche oder sonstige Nutzung zulässig ist, 

wenn auf den benachbarten Grundstücken überwiegend die im ersten Halbsatz genann­

ten Nutzungsarten vorhanden sind. 

(4) Der Beitrag beträgt je m2 Veranlagungsfläche 1,02 Euro. 

(5) Werden Grundstücke angeschlossen, die weder baulich noch gewerblich oder industriell 

genutzt werden oder genutzt werden können (z. B. für Viehtränken, Gartenbewässe­

rung), so wird eine Fläche von 400 qm zugrunde gelegt, womit auch die Nutzungsart 

berücksichtigt ist. 

(6) Bei einer späteren Änderung eines Anschlusses nach Abs. 5 in einen Hausanschluss 

wird der Beitrag nach den Abs. 1 - 4 unter Ausschluss der bereits veranlagten Fläche 

nacherhoben. 

(7) Werden auf einem bebauten Grundstück, für das bisher kein Anschlussbeitrag oder ein 

Anschlussbeitrag noch nicht für die gesamte Fläche veranlagt wurde, weitere Gebäude 

errichtet, so wird für die weitere zur Bebauung notwendige Fläche der Anschlussbeitrag 

erhoben. 

§5 

Entstehung der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentliche Wasserversor­

gungsanlage angeschlossen werden kann, fiühestens mit Inkrafttreten der Satzung. 

(2) Im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, fiiihestens je­

doch mit dessen Genehmigung. 

§6 

Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig ist, wer in Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen­

tümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an 

Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 

(2) Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner. 
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§7 

Fälligkeit der Beitragsschuld 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fäJ.lig. 

§8 

Übergangsvorschriften 

Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits an die öffentliche 

Wasserversorgungsanlage angeschlossen werden konnten, entsteht die Anschlussbeitrags­

pflicht mit dem Inkrafttreten dieser Satzung. 

Dies gilt nicht für Grundstücke, für die bereits eine Anschlussgebühr oder ein Anschlussbei­

trag nach früherem Recht gezahlt wurde. 

§9 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

(1) Die Wassergebühr wird als Gmndgebühr und als Verbrauchsgebühr erhoben. Die 

Grundgebühr wird nach der Nennleistung der Wasserzähler und die Verbrauchsgebühr 

nach der Menge des bezogenen Wassers berechnet; Berechnungseinheit ist der cbm 

Wasser. Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler gemessen. 

(2) Die nach Abs. 1 Satz 3 ermittelte Wassermenge wird auch dann der Gebührenrechnung 

zugrunde gelegt, wenn sie ungenutzt, z. B. durch Rohrbrüche oder offenstehende Zapf­

stellen, hinter dem Wasserzähler verlorengegangen ist. 

(3) Die Grundgebühr beträgt bei Wasserzählern mit einer Nennleistung von 

EG.Nom1 
m'/h 

Neue Bezeichnung 
Q 3 m'/h 

Euro/Monat 

M-N QN 2,5 4 6,90 
M-NQN 6 10 13,20 
M-NQN 10 16 31,40 
M-N QN 15 25 84,00 
W-S QN 40 63 125,50 
W-S QN 60 100 177,00 
W-S QN 150 250 277,40 
WSV QN 15 25 91,40 
WSVQN40 63 133,00 
WSVQN60 100 183,20 
WSV QN 150 250 277,40 
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Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in dem der Wasserzähler erstma­

lig eingebaut Wld endgültig ausgebaut wird, je als voller Monat gerechnet. Wird die 

Wasserbereitstellung wegen Wassermangels, Störungen im Betrieb, betriebsnotwendi­

ger Arbeiten oder aus anderen Gründen länger als einen Monat unterbrochen, so wird 

für die Zeit der Unterbrechung, abgerundet auf volle Monate, keine Grundgebühr erho­

ben. 

Für Anschlüsse, bei denen der Wasserzähler vorübergehend ausgebaut wurde, berechnet 

sich die Grundgebühr nach der Nennleistung des Wasserzählers, der als letztes instal­

liert war. 

(3a) entfällt 

(4) Die Verbrauchsgebühr beträgt je cbm 1,17 € 

(5) Für Feuerlöschzwecke von der Feuerwehr entnommenes Wasser ist gebührenfrei. 

(6) Unzulässige Entnahmen, Abgabe an nicht angeschlossene Grundstücke und Bauwasser­

entnahme ohne Wasserzähler werden bei der Feststellung geschätzt. Mindestens wird 

für diesen Fall die Gebühr für 50 cbrn erhoben. 

§ 10 

Berechnungsfehler 

Ergibt eine Prüfung der Messeimichtllilg eine Überschreitung der Verkehrsfehlergrenzen oder 

werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrags festgestellt, so ist der zuviel oder zu 

wenig berechnete Betrag zu erstatten oder nach zu entrichten. Ist die Größe des Fehlers nicht 

einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an, so wird der Verbrauch für 

die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch des ihr vor­

hergehenden und des der Feststellung des Fehlers nachfolgenden Ablesezeitraums oder auf­

grund des vorjährigen Verbrauchs von den Stadtwerken geschätzt; die tatsächlichen Verhält­

nisse sind angemessen zu berücksichtigen. 

Ansprüche nach Abs. 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeit­

raum beschränkt. 

§ 11 

Entstehen und Beendigung der Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses oder 

mit dem Einbau eines Wasserzählers, Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, bei Ent-
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stehen der Gebührenpflicht während eines Erhebungszeitraumes der Restteil des Erhe­

bungszeitraums. 

(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, und bei Bereit­

stellungsgebühren beginnt die Gebührenpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkraft­

treten. 

(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses durch Abtrennung von der 

Straßenleitung, bei Bereitstellungsgebühren mit dem Wegfall der Eigenversorgungsan­

lage. 

§ 12 

Gebührenpflichtige 

(1) Gebühren- bzw. Abgabep!lichtig sind 

a) der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch der Erbbauberechtigte, 

b) der Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte 

des Grundstücks, von dem die Benutzung der Wasserversorgungsanlage ausgeht. 

Mehrere Gebühren- bzw. Abgabepflichtige sind Gesamtschuldner. Die Gebühr ruht 

nach § 6 Abs. 5 KAG NW als öffentliche Last auf dem Grundstück. 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer vom Begim1 des Monats an 

gebühren- bzw. abgabepflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Für sonstige 

Gebühren- bzw. Abgabepflichtige gilt dies entsprechend. Ein Eigentums- bzw. Nut­

zungswechsel hat der bisherige Gebühren- bzw. Abgabepflichtige den Stadtwerken in­

nerhalb eines Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen. 

(3) Die Gebühren- bzw. Abgabepflichten haben alle für die Errechung der Gebühren und 

Abgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu überlas­

sen und zu dulden, dass Beauftragte der Stadtwerke das Grundstück betreten, um die 

Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen." 

§ 13 

Fälligkeit der Gebühr, Vorausleistungen 

Die Gebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides fällig. 

Auf die Gebühren sind von Beginn des laufenden Jahres an angemessene Vorausleistungen zu 

erheben. Die Vorausleistungcn sind auf der Grundlage des Vorjahresverbrauchs zu berechnen, 

falls dies nicht möglich ist, sorgfältig zu schätzen. Die Vorausleistungen sind vierteljährlich 

zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines jeden Jahres fällig. 
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§ 14 

Anzeigeptlichten 

(3) Den Stadtwerken sind innerhalb eines Monats anzuzeigen 

a) jeder Wechsel in der Person des Anschlussnehmers, 

b) jede nicht nur geringfügige Änderung in der für die Menge des Wasserbezugs und 

für die Höhe der Wassergebühr maßgebenden Umstände. 

(4) Zur Anzeige verpflichtet ist der Anschlussnehmer und bei Wechsel in der Person des 

Anschlussnehmers auch der neue Anschlussnehmer. Wird die rechtzeitige Anzeige 

schuldhaft versäumt, so haftet der bisherige Anschlussnehmer für die Wassergebühr, die 

auf den Zeitraum bis zum Eingang der Anzeige bei den Stadtwerken entfällt, neben dem 

Anschlussnehmer. 

§ 15 

Kosten für Hausanschlüsse, 

Verleih von Standrohren, Unterbrechung 

der Versorgung sowie Mahnkosten 

(1) Die Kosten gern. § 8 (1) der Wasserversorgungssatzung für die 

a) Erstellung des Hausanschlusses; 

b) Veränderung des Hausanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweiterung der 

Kundenanlage erforderlich oder aus anderen Gründen vom Anschlussnehmer ver­

anlasst werden, 

sind den Stadtwerken gern.§ 10 Abs. 4 AVBWasscrV zu erstatten. Die Kosten errech­

nen sich nach den Ergänzenden Bestimmungen der Stadtwerke Brilon AöR in Verbin­

dung mit dem dazu erlassenen Preisblatt. 

(2) Die Kosten für die Vermietung von Standrohren und für schriftliche Mahnungen - mit 

Ausnahme der Mahnungen bei öffentlich-rechtlichen Abgaben - sowie die Höhe des 

Au&randes für die Unterbrechung der Versorgung und der Wiederinbetriebnahme sind 

ebenfalls in den Ergänzenden Bestimmungen der Stadtwerke Brilon AöR zu den All­

gemeinen Bedingungen für die Versorgung mit Wasser festgelegt. 

§ 16 

Umsatzsteuer 

Allen nach dieser Satzung zu entrichtenden Beiträgen, Gebühren und sonstigen Geldforde­

nmgen, die der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, wird die jeweils gesetzlich festgesetzte Um­

satzsteuer (Mehrwertsteuer) hinzugerechnet. 
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§ 17 

Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen 

1) Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der 

Verwaltungsgerichtsordnung. 

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen die­

se Satzung richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 

NRW. 

§ 18 

Abgabenhinterziehung, Ordnungswidrigkeiten 

Für Abgabenhinterziehung und Ordnungswidrigkeiten gelten die Bestimmungen des Kom­

malabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen. 

§ 19 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01 .01.2018 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserversorgungssatzung des Kom­
munalunternehmens Stadtwerke Brilon, Anstalt des öffentlichen Rechts, vom 14.12.2017 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht wurde, 
c) der Bürgermeister den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet hat oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber den Stadtwerken vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Brilon, den 14.12.2017 

~9~ -Der Bürgermeister und 
Verwaltungsratsvorsitzende 
(Dr. Christof Bartsch) 



Satzung 

des Kommunalunternehmens Stadtwerke Brilon, Anstalt des öffentlichen 

Rechts 

über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen 

in Gebiet der Stadt Brilon 

vom 14.12.2017 

Aufgrund 

der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, 8. 666), zu­

letzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV NRW. 2015, S. 496), in 

der jeweils geltenden Fassung, 

der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBI. 1 2009, S. 2585 ff.), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 04.08.2016 (BGB!. 12016, S. 1972). in der jeweils geltenden Fassung, 

der §§ 43 ff., 46 Landeswassergesetz (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntma­

chung vom 25.06.1995 (GV NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung, 

der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw - GV. NRW. 2013, S. 

602 ff.-), zuletzt geändert durch Art. 20 des Gesetz vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, 

S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung, 

des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGB!. 11997, 8. 602), zu­

letzt geändert durch Art. 4 Abs. 55 des Gesetzes vom 18.07.2016 (BGBI. 12016, S. 

1666), in der jeweils geltenden Fassung, 

der Satzung der Stadt Brilon über die Anstalt des öffentlichen Rechts Stadtwerke Brilon 

voni 04.11.2002, zuletzt geändert durch Satzung vom 05.10.2015, bekannt gemacht im 

Amtsblatt der Stadt Brilon Nr. 8 vom 08.10.2015. 

hat der Verwaltungsrat der Stadtwerke Brilon am 19.09.2017 folgende Satzung beschlossen: 

Hinweis: Zur Verbesserung der Lesbarkeit ist verallgemeinernd in der Satzung die Form der 

männlichen Anrede gewäh!t. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sich die gewähl­

te Ausdrucksform im Zuge der Gleichstellung von Frau und Mann auf beide Geschlechter 

bezieht. 
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§ 1 

Allgemeines 

(1) Die Stadtwerke betreiben im Gebiet der Stadt Brilon die Entsorgung der Grundstück­

sentwässerungsanlagen als öffentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und 

wirtschaftliche Einheit. 

(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind abflusslose Gruben 

und Kleinkläranlagen für häusliches Schmutzwasser. Betreiber der Grundstücksent­

wässerungsanlage ist der Grundstückseigentümer. Die Grundstücksentwässerungsan­

lage ist gemäß§ 60 WHG und § 56 LWG NRW nach den jeweils in Betracht kommen­

den Rege!n der Technik zu bauen, zu betreiben und zu unterhalten. 

(3) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage sowie Abfuhr und Behandlung der 

Anlageninhalte. Zur Durchführung der Entsorgung können sich die Stadtwerke Dritter 

als Erfüllungsgehilfen bedienen. 

§2 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Brilon liegenden Grundstückes ist vorbe­

haltlich der Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von den Stadtwerken die 

Entsorgung einer Grundstücksentwässerungsanlage und die Übernahme des Inhaltes 

zu verlangen {Anschluss- und Benutzungsrecht). 

{2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranlagen von der Entleerung ausge­

schlossen, bei denen die Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfallenden Klär­

schlammes auf Antrag der Stadtwerke von der zuständigen Behörde gemäß § 49 Abs. 

5 Satz 2 LWG NRW auf den Nutzungsberechtigten des Grundstücks übertragen wor­

den ist. 

§3 

Begrenzung des Benutzungsrechtes 

(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwasser ausgeschlossen, das 

aufgrund seiner Inhaltsstoffe, 

1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten Mitarbeiter verletzt oder Geräte 

und Fahrzeuge in ihrer Funktion beeinträchtigt oder 
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2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Persona! gefährdet oder 

gesundheitlich beeinträchtigt oder 

3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihren Betrieb, dle 

Funktionsfähigkeit oder die Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteuert oder be­

hindert oder 

4. die Klärschlammbehandlung,- beseitigung oder -verwertung beeinträchtigt oder 

verteuert oder 

5. die Reinigungsprozesse der öffentlichen Abwasseranlage so erheblich stört, dass 

dadurch die Anforderungen der wasserrecht!ichen Einleitungserlaubnis nicht ein­

gehalten werden können. 

(2) Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, Grenzwerte einzu­

halten, darf nicht erfolgen. 

§4 

Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Entsorgung der 

Grundstücksentwässerungsanlage ausschließlich durch die Stadtwerke zuzulassen 

und den zu entsorgenden Inhalt den Stadtwerken zu überlassen (Anschluss- und Be­

nutzungszwang). 

(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das ln landwirtschaftlichen Betrie­

ben anfallende häusliche Abwasser. 

(3) Die Stadtwerke können im Einzelfall den Grundstückseigentümer für das in landwirt­

schaftlichen Betrieben anfallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Benut­

zungszwang befreien, wenn die Voraussetzungen des § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG 

NRW vorliegen oder die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß§ 49 Abs. 5 Satz 2 LWG 

NRW übertragen wur~e. Hierzu muss der Grundstückseigentümer nachweisen, dass 

das Abwasser im Rahmen der pflanzenbedarfsgerechten Düngung auf landwirtschaft­

lich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Böden ohne Beeinträchtigung des 

Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den wasserrechtlichen, abfallrecht!ichen, na­

turschutzrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen Bestimmung aufgebracht wird. 

Der Nachweis ist erbracht, wenn der Landwirt eine wasserrechtliche, abfaUrechtliche, 

n atu rsch utzrechtl iehe und imm issi o nssch utzrechtl i ehe Unbedenklich keitsbeschei nigung 

der zuständigen Behörden vorlegt. 
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§5 

Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Zuwegung sind so zu bauen, dass die 

Grundstücksentwässerungsanlage durch die von den Stadtwerken oder von beauftrag­

ten Dritten eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit vertretbarem Aufwand die Entlee­

rung durchführen können. Die Grundstücksentwässerungsanlage muss frei zugänglich 

sein, der Deckel muss durch eine Person zu öffnen sein. 

(2) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des Abs. 1 nach Aufforderung der 

Stadtwerke zu beseitigen und die Grundstücksentwässerungsanlage in einen ord­

nungsgemäßen Zustand zu bringen. 

§6 

Durchführung der Entsorgung 

(1) Der Inhalt von Kleinkläranlagen ist bei einem Abfuhrbedarf, mindestens jedoch einmal 

pro Jahr zu entsorgen. Ein Abfuhrbedarf ist dann gegeben, wenn der Schlammspeicher 

der Kleinkläranlage mindestens zu 50 % gefüllt ist. Das Nichtvorliegen eines Abfuhrbe­

darfes ist durch den Grundstückseigentümer gegenüber den Stadtwerken durch War­

tungsprotokoll (mit einer integrierten Schlammspiegel-Messung) einer von ihm beauf­

tragten Wartungsfirma nachzuweisen. Liegt ein Abfuhrbedarf nachweisbar nicht vor, so 

wird die Abfuhr grundsätzlich um ein Jahr verschoben. Nach Ablauf dieses Jahres wird 

durch die Stadtwerke erneut geprüft, ob ein Abfuhrbedarf besteht. Für diese Prüfung 

hat der Grundstückseigentümer den Stadtwerken erneut ein aktuelles Wartungsproto­

koll (mit integrierter Schlammspiegel-Messung) vorzulegen. Darüber hinaus hat der 

Grundstückseigentümer die Entleerung des Inhaltes der K!eink!äranlage rechtzeitig 

mündlich oder schriftlich zu beantragen. 

{2) Abflusslose Gruben sind bei einem Abfuhrbedarf, mindestens aber einmal im Jahr zu 

entleeren. Ein Bedarf liegt vor, wenn die abflusslose Grube bis 50 % des nutzbaren 

Speichervolumens angefüllt ist. Ist die abflusslose Grube mit einer Fü!!standsanzeige 

und einer Warnanlage ausgerüstet, so liegt ein Bedarf vor, wenn die abflusslose Grube 

bis auf 80 % des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. Der Grundstückseigentü­

mer hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu beantragen. 

(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Entsorgungsplans können die Stadt­

werke die Grundstücksentwässerungsanlage entsorgen, wenn besondere Umstände 

eine Entsorgung erfordern oder die Voraussetzungen für eine Entsorgung vorliegen 

und ein Antrag auf Entsorgung unterbleibt. 
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(4) Die Stadtwerke bestimmen den genauen Zeitpunkt sowie die Art und Weise der Ent­

sorgung. 

(5) Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentümer unter Beachtung der Vorga­

ben in § 5 Abs. 1 dieser Satzung, die Grundstücksentwässerungsanlage freizulegen 

und die Zufahrt zu gewährleisten. 

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Entleerung unter Beachtung der 

Betriebsanleitung, der DIN-Vorschriften und der wasserrechtlichen Erlaubnis wieder in 

Betrieb zu nehmen. 

(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Eigentum der Stadtwerke über. Die 

Stadtwerke sind nicht verpflichtet, darin nach verlorenen Gegenständen zu suchen o­

der suchen zu lassen. Werden Wertgegenstände gefunden, sind sie als Fundsache zu 

behandeln. 

§7 

Anmeldung und Auskunftspflicht 

(1) Der Grundstückseigentümer hat den Stadtwerken das Vorhandenseln von Kleinkläran­

lagen und abflusslosen Gruben anzuzeigen. Die für die Genehmigung einer derartigen 

An!age vorhandenen baurechtlichen und wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unbe­

rührt. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, über § 7 Abs. 1 dieser Satzung hinaus den 

Stadtwerken alle zur Durchführung dieser Satzung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(3) Erfolgt ein Eigentümerwechsel bei dem Grundstück, so slnd sowohl der bisherige als 

auch der neue Eigentümer verpflichtet, die Stadtwerke unverzüglich schriftlich zu be­

nachrichtigen. 

§8 

Entleerung der Grundstücksentwässerungsanlagen und Betretungsrecht 

(1) Die Stadtwerke haben gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr 5 LWG NRW die Pflicht, den 

Klärschlamm aus Kleinkläranlagen sowie gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 LWG NRW 

das Abwasser aus abflusslosen Gruben zu entsorgen. Die Stadtwerke können hierzu 

auch Dritte beauftragen (§ 56 Satz 3 WHG). Den Bediensteten sowie den Beauftragten 

der Stadtwerke ist gemäß§ 98 Abs. 1 LWG NRW zur Prüfung der Einhaltung der Vor­

schriften dieser Satzung, ungehinderter Zutritt zu den in Frage kommenden Teilen des 
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Grundstücks und der Grundstücksentwässerungsanlage zu gewähren. Die Beauftrag­

ten haben sich auf Verlangen durch einen von den Stadtwerken ausgestellten Dienst­

ausweis auszuweisen. 

(2) Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Befahren seines Grundstücks zum 

Zwecke der Entsorgung gemäß § 98 LWG NRW zu dulden. 

§9 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen, die Schmutzwasser den 

Grundstücksentwässerungsanlagen zuleiten 

(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen, die 

Schmutzwasser privaten Grundstücksenwässerungsan!agen (Kleinkläranlage, abfluss­

lose Grube) zuleiten, gilt die Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranla­

gen {Selbstüberwachungsverordnung Abwasser - SüwVO Abw NRW 2013). Private 

Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 

1 SüwVO Abw NRW so zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen an die 

Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße 

Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW gegenüber den 

Stadtwerken. 

(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch 

anerkannte Sachkundige gemäß§ 12 SüwVO Abw NRW durchgeführt werden. 

(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich oder unzugänglich verlegte pri­

vate Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit 

diesem vermischten Niederschlagswasser einschließlich verzweigter Leitungen unter 

der Keller-Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehö­

rige Einsteigeschächte oder lnspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der 

Prüfpflicht sind nach§ 7 Satz 2 SüwV Abw NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen 

Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten Schutzrohren 

so verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 

(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprü­

fung bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 

SüwVO Abw NRW. Nach § 8 Abs. 2 SüwV Abw NRW hat der Eigentümer des Grund­

stücks bzw. nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW der Erbbauberechtigte private Abwas­

serleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer wesent­

licher Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein anerkannten Re­

geln der Technik auf deren Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die 
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Prüfpflicht und Prüffristen für bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen 

aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW. Legen die Stadtwerke darüber hinaus 

durch gesonderte Satzung gemäß§ 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, 

so werden die betroffenen Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die 

Stadtwerke hierüber im Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- und Beratungs­

pflicht(§ 46 Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) informiert. 

(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW nach 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach § 8 Abs. 1 

Satz 4 SüwV Abw NRW gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allge­

mein anerkannte Regeln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW keine abweichen­

den Regelungen trifft. 

(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und Funkti­

onsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW zu doku­

mentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW ge­

nannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist den Stadtwerken 

durch den Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 

SüwVO Abw NRW) auf Verlangen unverzüglich nach Erhalt vorzulegen. 

(7) Private Abwasserleltungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüch­

tigkeit geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW keiner erneuten 

Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung gel­

tenden Anforderungen entsprochen haben. 

(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsätzlich 

aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanie­

rungsfristen in § 1 OAbs. 1 SüwVO Abw NRW können die Stadtwerke gemäß § 1OAbs. 

2 Satz 1 SüwVO Abw NRW nach pflichtigem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

§ 10 

Haftung 

(1) Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden in Folge mangelhaften Zustandes oder 

unsachgemäßer Benutzung seiner Grundstücksentwässerungsanlage oder Zuwegung. 

In gleichem Umfang hat er die Stadtwerke von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, 

die wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. 

(2) Kommt der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen aus dieser Satzung nicht 

oder nicht ausreichend nach und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist er zum 

Ersatz verpflichtet. 
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(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen höherer Gewalt nicht oder 

nicht rechtzeitig durchgeführt werden, hat der Grundstückseigentümer keinen An­

spruch auf Schadensersatz oder Ermäßigung der Benutzungsgebühr. lm Übrigen haf­

ten die Stadtwerke im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. 

§ 11 

Benutzungsgebühren 

(1) Für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm aus Kleinkläranlagen bzw. des 

Inhalts aus abflusslosen Gruben wird die Gebühr nach der abgefahrenen Menge in 

cbm erhoben. Zur Abfuhrmenge gehört auch das für das Absaugen etwa erforderliche 

Spülwasser. Als Berechnungseinheit gilt der cbm abgefahrenen Grubeninhalts, ge­

messen an der Messeinrichtung des Entsorgungsfahrzeuges. 

(2) Bei jeder Entsorgung ist die Menge des abzufahrenden Inhalts zu ermitteln. Der ermit­

telte Wert soll vom Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten bestätigt wer­

den. 

(3) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Zeitpunkt der Abfuhr. 

(4) Gebührenpflichtiger ist der Grundstückseigentümer, der Erbbauberechtigte oder der 

sonst zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte, auf dessen Grundstück die 

Kleinkläranlage betrieben wird. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuld­

ner. 

(5) Die Veranlagung zur Benutzungsgebühr wird dem Gebührenpflichtigen durch einen 

Gebührenbescheid bekannt gegeben. Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach 

Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

§ 12 

Gebührensätze 

(1) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen 

beträgt: 

a) bei Kleinkläranlagen 39,24 Euro/cbm abgefahrenen Grubeninhalts, 

b) bei abflusslosen Gruben 14,24 Euro/cbm abgefahrenen Grubeninhalts. 

(2) Für eine vergebliche Anfahrt trotz vorheriger rechtzeitiger Information sowie für erhöh­

ten Aufwand bei der Entsorgung (z. 8. durch mangelhafte Wartung der Grube), der 
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nicht durch das Verschulden der Stadtwerke oder des beauftragten Abfuhrunterneh­

mens verursacht wurde, ist der tatsächlich entstandene Mehraufwand zu ersetzen. 

§ 13 

Berechtigte und Verpflichtete 

(1) Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und 

Pflichten geltend entsprechend auch für Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und 

sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte. Die sich aus den §§ 3, 4, 

5, 6 sowie 8 und 9 ergebenden Pflichten gelten auch für jeden schuldrechtlich zur Nut­

zung Berechtigten sowie jeden tatsächlichen Benutzer. 

(2) Mehrere Verpflichtete sind gesamtschu!dnerisch verantwortlich. 

§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen des § 3 entspricht, 

b) entgegen§ 4 sich nicht an die Entsorgung anschließt oder sie nicht benutzt, 

c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht entsprechend den Anforderungen des 

§ 5 Abs. 1 betreibt und unterhält oder einer Aufforderung der Stadtwerke nach § 

5 Abs. 2 zur Beseitigung der Mängel nicht nachkommt, 

d) entgegen § 6 Abs. 1 und Abs. 2 die Entleerung nicht oder nicht rechtzeitig bean­

tragt, 

e} entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht freilegt oder die 

Zufahrt nicht gewährleistet, 

f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht wieder in Be-

trieb nimmt, 

g} seiner Auskunftspflicht nach § 7 Abs. 2 und 3 sowie § 8 Abs. 1 nicht nachkommt, 

h) entgegen§ 8 Abs. 2 den Zutritt nicht gewährt, 

i) entgegen § 8 Abs. 3 das Betreten und Befahren seines Grundstücks nicht duldet. 

j) entgegen § 9 Abs. 6 Satz 3 die Bescheinigung über die Zustands- und Funktion­

sprüfung nicht vorlegt. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 € geahndet werden (§ 7 

Abs. 2 GO NRW i.V.m § 17 OWiG). 

§ 15 

Begriff des Grundstücks 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder 

zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 

§ 16 

Zwangsmittel 

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen diese 

Satzung richtet sich nach den Vorschriften des VeJWaltungsvollstreckungsgesetzes NRW. 

§ 17 

Rechtsmittel 

Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der VeJWal­

tungsgerichtsordnung. 

§ 18 

Abgabenhinterziehung, Abgabenverkürzung und Abgabengefährdung 

Für Abgabenhinterziehung, Abgabenverkürzung und Abgabengefährdung gelten die Best­

immungen des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen. 

§ 19 

1nkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung des Kommunalun­

ternehmens Stadtwerke Brilon, Anstalt des öffentlichen Rechts über die Entsorgung von 

Grundstücksentwässerungsanlagen in Gebiet der Stadt Brilon vom 19.12.2002 außer Kraft. 
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" 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung des Kommunalunternehmens Stadtwerke Brilon, Anstalt des öf­
fentlichen Recht, über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen in Gebiet der 
Stadt Brilon wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündigung nicht mehr geltend ge­
macht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht wurde, 

c) der Bürgermeister den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet hat oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber den Stadtwerken vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Brilon, den 14. 12.2017 

-
Der Bürgermeister und 

Verwaltungsratsvorsitzende (Axel Reuber) 

(Dr. Christof Bartsch) 



Entwässerungssatzung 

des Kommunalunternehmens Stadtwerke Brilon, Anstalt des öffentlichen 

Rechts 

vom 14.12.2017 

Aufgrund 

der§§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas­

sung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert 

durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), in der jeweils 

geltenden Fassung, 

der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBI. 1 2009, S. 2585 ff.}, zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 04.08.2016 (BGB!. 12016, S. 1972), in der jeweils geltenden Fassung, 

des§ 46 Abs. 2 des Landeswassergesetzes (LWG NRW) vom 25.06.1995 (GV. NRW. 

1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung wasser- und 

wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), 

in der jeweils geltenden Fassung, 

der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw - GV. NRW., S. 602 ff. -

im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW), zuletzt geändert durch Art. 20 des 

Gesetzes zur Änderung wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 

08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.}, in der jeweils geltenden Fassung sowie 

des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGB!. 1 1997, S. 602), zu­

letzt geändert durch Art. 4 Abs. 55 des Gesetzes vom 18.07.2016 (BGB!. 1 2016, S. 

1666), in der jeweils geltenden Fassung 

der Satzung der Stadt Bri!on über die Anstalt des öffentlichen Rechts Stadtwerke Brilon 

vom 04.11.2002, zuletzt geändert durch Satzung vom 05.10.2015, bekannt gemacht im 

Amtsblatt der Stadt Brilon Nr 8 vom 08.10.2015, 

hat der Verwaltungsrat der Stadtwerke Brilon am 19.09.2017 folgende Satzung beschlossen: 

Hinweis: Zur Verbesserung der Lesbarkeit ist verallgemeinernd in der Satzung die Form der 

männlichen Anrede gewählt. Es wird ausdrückl·ich darauf hingewiesen, dass sich die gewähl­

te Ausdrucksform im Zuge der Gleichstellung von Frau und Mann auf beide Geschlechter 

bezieht. 
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§1 

Allgemeines 

(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht nach § 46 LWG NRW wurde mit Satzung der Stadt 

Brilon über die Anstalt des öffentlichen Rechts Stadtwerke Brilon dem Kommunalun­

ternehmen übertragen. 

(2) Die Abwasserbeseitigungspflicht umfasst unter anderem das Sammeln, Fortleiten, Be­

handeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im Stadtgebiet anfallen­

den Abwassers, das Entwässern und Entsorgen des Klärschlamms sowie die Überga­

be des Abwassers an den zuständigen Abwasserverband. Zur Abwasserbeseitigungs­

pflicht gehören nach § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 6 LWG NRW insbesondere 

1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung von Grundstücken, deren 

Bebaubarkeit nach Maßgabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, 

einen Vorhaben- und Ersch!ießungsplan oder eine K!arstellungs-Entwicklungs-, 

und Ergänzungssatzung begründet worden ist, 

2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des Stadtgebietes 

anfallenden Abwassers sowie die Aufstellung und Fortschreibung eines Be­

stands- und Betriebsplans nach§ 57 Abs. 1 Satz 4 und 5 LWG NRW, 

3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 übernommenen Abwas­

sers sowie die Aufbereitung des durch die Abwasserbeseitigung anfallenden 

Klärschlamms für seine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung, 

4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der für 

die Abwasserbeseitigung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an 

die Anforderungen der§§ 54 bis 61 WHG und des§ 56 LWG NRW, 

5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms 

und dessen Aufbereitung für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung 

(§ 54 Abs. 2 Satz 2 WHG); hierfür gilt die gesonderte Satzung der Stadtwerke 

über die Entsorgung des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen (Klein­

kläranlagen, abflusslose Gruben) vom in der jeweils geltenden Fassung. 

6. die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach Maßgabe des § 47 LWG 

NRW, 

(3) Die Stadtwerke stellen zum Zweck der Abwasserbeseitigung im Gebiet der Stadt und 

zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der bei der Abwasserbeseitigung anfal­

lenden Rückstände die erforderlichen dezentralen und zentralen Anlagen als öffentli­

che Einrichtung zur Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen). Zur öffentlichen Abwas-
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seranlage gehören auch dezentrale öffentliche Versickerungsanlagen für Nieder­

schlagswasser sowie Auf- bzw. Ableitungsgräben wie z.B. Straßen- bzw. Wegeseiten­

gräben, die zum Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage gewidmet worden sind. 

Die öffentlichen, dezentralen und zentralen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche 

und wirtschaftliche Einheit. 

(4) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer Her­

stellung, Erweiterung, Erneuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmen 

die Stadtwerke im Rahmen der ihnen obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht. Dabei 

besteht kein Anspruch auf Entwässerung der Grundstücke und Gebäude oder Gebäu­

deteile im Freigefälle. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 

1. Abwasser: 

Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Abs. 1 

WHG. 

2. Schmutzwasser: 

Schmutzwasser ist nach§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG das durch häuslichen, gewerb­

lichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften verän­

derte und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser. Als Schmutz­

wasser gelten nach § 54 Abs. 1 Satz 2 WHG auch die aus Anlagen zum Behandeln, 

Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 

3. Niederschlagswasser: 

Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG das von Niederschlägen 

aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Was­

ser. 

4. Mischsystem: 

Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt 

und fortgeleitet. 

5. Trennsystem: 

Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und 

fortgeleitet. 
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6. Öffentliche Abwasseranlage: 

a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von den Stadtwerken selbst oder 

in ihrem Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln 

und Einleiten von Abwasser sowie der Verwertung oder Beseitigung der bei der 

öffentlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände dienen. 

b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören nicht die Grundstücks- bzw. Hausan­

schlussleitungen sowie bei Druckentwässerungsnetzen nicht die Pumpstationen 

mit Anschlussleitungen bis zur öffentlichen Druckleitung, die dazu dienen, das 

Abwasser von den Grundstücken in die öffentliche Druckleitung zu fördern. 

c) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören Klein­

kläranlagen und abflusslose Gruben. 

7. Anschlussleitungen: 

Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden Grundstücksanschlusslei­

tungen und Hausanschlussleitungen verstanden. 

a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der öffentlichen Sammel­

leitung bis zur Grenze des jeweils anzuschließenden Grundstücks. 

b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze 

bis zu dem Gebäude oder dem Ort auf dem Grundstück, wo Abwasser anfällt. Zu 

den Hausanschlussleitungen gehören auch Leitungen unter der Bodenplatte des 

Gebäudes auf dem Grundstück. in dem Abwasser anfällt sowie die Einsteig­

schächte mit Zugang für Personal und die lnspektionsöffnungen. Bei Druckent­

wässerungsnetzen ist die Druckstation (inklusive Druckpumpe) auf dem privaten 

Grundstück Bestandteil der Hausanschlussleitung. 

8. Haustechnische Abwasseranlagen: 

Haustechnische Abwasseran!agen sind die Einrichtungen innerhalb und an zu 

entwässernden Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung 

und Ableitung des Abwassers auf dem Grundstück dienen (z.B. Abwasserrohre im 

Gebäude, Dachrinnen, Hebeanlage). Sie gehören nicht zur öffentlichen Abwasseran­

lage. 

9. Druckentwässerungsnetz: 

Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der 

Transport von Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen erzeug­

ten Druck erfolgt. Die Druckpumpen und Pumpenschächte sind regelmäßig technisch 
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notwendige Bestandteile des jeweiligen Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der 

Hausanschlussleitung, die nicht zur öffentlichen Abwasseranlage gehört. 

10. Abscheider: 

Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerilüssigkeitsabscheider, Stärke­

abscheider und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die öf­

fentliche Abwasseranlage durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern. 

11. Anschlussnehmer: 

Änschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grundstücks, das an die öffentliche Ab­

wasseranlage angeschlossen ist. § 20 Absatz 1 gilt entsprechend. 

12. lndirekteinleiter: 

lndlrekteinleiter ist derjenige, der Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einleitet 

oder sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 

13. Grundstück: 

Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhän­

gende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich 

auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so können die Stadtwerke für jede 

dieser Anlagen die Anwendung der für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser 

Satzung verlangen. 

§3 

Anschlussrecht 

Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Brilon liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich 

der Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von den Stadtwerken den Anschluss sei­

nes Grundstücks an die bestehende öffentliche Abwasseranlage zu verlangen (Anschluss­

recht). 

§4 

Begrenzung des Anschlussrechts 

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an eine betriebsfer­

tige und aufnahmefähige öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden können. 

Dazu muss die öffentliche Abwasserleitung in unmittelbarer Nähe des Grundstücks o­

der auf dem Grundstück verlaufen. Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft auch dann 
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in unmittelbarer Nähe des Grundstücks, wenn über einen öffentlichen oder privaten 

Weg ein unmittelbarer Zugang zu einer Straße besteht, in welcher ein öffentlicher Ka­

nal verlegt ist. Die Stadtwerke können Anschluss auch in anderen Fällen zulassen, 

wenn hierdurch das öffentliche Wohl nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Die Stadtwerke können den Anschluss versagen, wenn die zuständige Behörde unter 

den Voraussetzungen des § 49 Abs. 5 Satz 1 LWG NRW die Abwasserbeseitigungs­

pflicht auf Antrag der Stadtwerke auf den privaten Grundstückseigentümer übertragen 

hat. Dieses gilt nicht, wenn sich der Grundstückseigentümer bereit erklärt, die mit dem 

Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu tragen. 

(3) Der Anschluss ist auch ausgeschlossen, soweit die Stadtwerke von der Abwasserbe­

seitigungspflicht befreit sind und die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 49 Abs. 6 

LWG NRW auf einen Dritten übertragen worden ist. 

§5 

Anschlussrecht für Niederschlagswasser 

(1} Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch auf das Niederschlagswasser. 

(2) Dieses gilt nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, soweit die Pflicht zur Be­

seitigung des Niederschlagswassers gemäß § 49 Abs. 4 LWG NRW dem Eigentümer 

des Grundstücks obliegt oder anderweitig (z.B. § 49 Abs. 3 LWG NRW) einem Dritten 

zugewiesen ist. 

§6 

Benutzungsrecht 

Nach der betriebsfertigen Herste!!ung der Anschlussleitung hat der Anschlussnehmer vorbe­

halfüch der Einschränkungen in dieser Satzung und unter Beachtung der technischen Best­

immungen für den Bau und den Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagen das Recht, 

das auf seinem Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einzulei­

ten (Benutzungsrecht). 
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§7 

Begrenzung des Benutzungsrechts 

(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und Abwässer nicht eingeleitet 

werden, die aufgrund ihrer Inhaltsstoffe 

1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder 

2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährden oder 

gesundheitlich beeinträchtigen oder 

3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen oder ihre Funktionsfähigkeit oder 

Unterhaltung gefährden, erschweren oder behindern oder 

4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschweren oder verteuern oder 

5. die Klärschlammbehandlung,- beseitigung oder -verwertung beeinträchtigen oder 

verteuern oder 

6. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage so erheb­

lich stören, dass dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungser­

laubnis nicht eingehalten werden können. 

(2) In die öffentliche Abwasseran!age dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden: 

1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstop­

fungen in der Kanalisation führen können; 

2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten Behand­

lungsanlagen; 

3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Abwasserbeseitigung, ins­

besondere aus Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben, Sickerschächten, 

Schlammfängen und gewerblichen Sammelbehältern, soweit sie nicht in eine für 

diesen Zweck vorgesehene gemeindliche Einleitungsstelle eingeleitet werden; 

4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, die nach Über­

sättigung im Abwasser in der Kanalisation ausgeschieden werden und zu Ab­

flussbehinderungen führen können; 

5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggasbetriebenen Brennwertan­

lagen mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 200 kW sowie nicht neutralisier­

te Kondensate aus sonstigen Brennwertanlagen: 

6. radioaktives Abwasser; 
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7. Inhalte von Chemietoiletten; 

8. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhäusern und 

medizinischen Instituten; 

9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Gülle und Jauche; 

10. Silagewasser; 

11. Grund-, Drainage- und Kühlwasser und sonstiges Wasser, wie z. B. wild abflie­

ßendes Wasser 

12. Blut aus Schlachtungen; 

13. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen Konzentrationen frei­

setzen 

kann; 

14. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus dem explosi­

onsfähige Gas-Luft-Gemische entstehen können 

15. Emulsionen von Mineralölprodukten; 

16. Medikamente und pharmazeutische Produkte. 

(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn die in der Anlage 1 zu dieser Satzung 

aufgeführten Grenzwerte an der Übergabestelle zur öffentlichen Abwasseranlage nicht 

überschritten werden. 

Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, diese Grenzwerte 

einzuhalten, darf nicht erfolgen. 

(4) Die Stadtwerke können im Einzelfall Schadstofffrachten, Volumenstrom und/oder Kon­

zentration festlegen. Sie können das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass 

auf dem Grundstück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte Einlei­

tung des Abwassers erfolgt. 

(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage auf anderen Wegen 

als über die Anschlussleitung eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung der Stadt­

werke erfolgen. 

(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit die Stadt­

werke von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit sind. 

(7) Die Stadtwerke können auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von 

den Anforderungen der Absätze 2 bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht be­

absichtigte Härte für den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der 
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Befreiung nicht entgegenstehen. Eine Einleitung von Grund-, Drainage-, Kühl- oder 

sonstigem Wasser kann jedoch nur in zur Niederschlagswasserbeseitigung vorgese­

hene Abwasseranlagen unter dem Vorbehalt evtl. erforderlicher wasserbehördlicher 

Zustimmungen zugelassen werden. Die Zustimmung wird in der Regel mit Kostenfol­

gen für den Vorteilhabenden verbunden. Der lndirekteinleiter hat seinem Antrag die 

von den Stadtwerken verlangten Nachweise beizufügen. 

(8) Ein Anspruch auf Einleitung von Stoffen, die kein Abwasser sind, in die öffentliche Ab­

wasseranlage besteht nicht. Dieses gilt auch für den Fall, dass die zuständige Behörde 

im Fall des § 55 Abs. 3 WHG die Einleitung gemäß § 58 Abs. 1 LWG NRW genehmigt. 

(9) Die Stadtwerke können die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 

1. das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder Stoffen zu verhindern, das un­

ter Verletzung der Absätze 1 und 2 erfolgt; 

2. das Einleiten von Abwasser zu verhindern, dass die Grenzwerte nach Absatz 3 

nicht einhält. 

§8 

Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 

(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel, Heiz- oder Schmieröl so­

wie fetthaltiges Abwasser ist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in 

entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. Für fetthaltiges häusli­

ches Abwasser gilt dieses jedoch nur, wenn die Stadtwerke im Einzelfall verlangen, 

dass auch dieses Abwasser in entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu be­

handeln ist. 

(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von den Stadtwerken eine Behand­

lung (Reinigung) auf dem Grundstück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu er­

richtenden und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen Behandlungsanlage ange­

ordnet werden, wenn der Verschmutzungsgrad des Niederschlagswassers für die 

Stadtwerke eine Pflicht zur Behandlung nach dem sog. Trenn-Erlass vom 26.05.2004 

(MinBI. NRW 2004, S. 583 ff.} auslöst. Die vorstehende Behandlungspflicht gilt auch für 

Straßenbaulastträger, die das Straßenoberflächenwasser in die öffentliche Abwasser­

anlage einleiten. 

(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte und von Schlachtabwäs­

sern aus Schlachthöfen nach den Artikeln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 

3) der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 müssen durch den Anschlussnehmer durch ein 
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Feststoffrückhaltesystem mit einer maximalen Maschenweite von 2 mm geführt wer­

den. 

(4) Die Abscheider- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen und deren Betrieb müssen 

den einschlägigen technischen und rechtlichen Anforderungen entsprechen. Die 

Stadtwerke können darüber hinausgehende Anforderungen an den Bau, den Betrieb 

und die Unterhaltung der Abscheider stellen, sofern dies im Einzelfall zum Schutz der 

öffentlichen Abwasseranlage elforderlich ist. 

(5) Das Abscheidegut und die Stoffe, die bei der Vorbehandlung anfallen, sind in Überein­

stimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und dürfen der öffentli­

chen Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 

§9 

Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung 

verpflichtet, sein Grundstückin Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 

LWG NRW an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf 

dem Grundstück anfällt (Anschlusszwang). 

(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung ver­

pflichtet, das gesamte auf seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser 

und Niederschlagswasser) in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungs­

zwang), um seine Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW zu erfüllen. 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn die in § 49 Absatz 1 Satz 1 

Nr. 1 LWG NRW genannten Voraussetzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben an­

fallendes Abwasser vorliegen. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist den Stadt­

werken nachzuweisen. 

(4) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 3 erwähnten Voraussetzungen ist das häusli­

che Abwasser aus landwirtschaftlichen Betrieben an die öffentliche Abwasseranlage 

anzuschließen und dieser zuzuführen. 

(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht in Erfüllung der Abwasserüberlas­

sungspflicht nach§ 48 LWG NRW auch für das Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht 

in den Fällen des§ 5 Absatz 2 dieser Satzung. 

(6) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind das Schmutz- und das Nieder­

schlagswasser zwingend den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuzuführen. 
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(7) Bel Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Benutzung der baulichen Anla­

ge an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren 

nach§ 14 Absatz 1 ist durchzuführen. 

(8) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage, so ist 

das Grundstück innerhalb von drei Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche 

Bekanntmachung oder Mitteilung an den Anschlussberechtigten angezeigt wurde, dass 

das Grundstück angeschlossen werden kann. 

§ 10 

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser 

{1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang 

für Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden, wenn ihm die Abwasserbeseiti­

gungspflicht durch die zuständige Behörde ganz oder teilweise übertragen worden ist. 

(2) Die anderweitige Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers um Schmutzwas­

sergebühren zu sparen, begründet keinen Anspruch auf Befreiung. 

§ 11 

Nutzung des Niederschlagswassers 

Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück anfallen­

den Niederschlagswassers, so hat er dies den Stadtwerken anzuzeigen. Auf die entspre­

chenden Bestimmungen der Wasserversorgungssatzung der Stadtwerke Brilon wird aus­

drücklich hingewiesen. 

Die Stadtwerke stellen ihn in diesem Fall unter den Voraussetzungen des§ 49 Abs. 4 Satz 3 

LWG NRW von der Überlassung des verwendeten Niederschlagswassers frei, wenn die ord­

nungsgemäße Verwendung des Niederschlagswassers auf dem Grundstück sichergestellt ist 

und ein Überlauf an den öffentlichen Kanal besteht, so dass eine Überschwemmung von 

Nachbar-Grundstücken durch Niederschlagswasser ausgeschlossen werden kann. 
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§ 12 

Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze 

(1) Führen die Stadtwerke aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässe­

rung mittels eines Druckentwässerungsnetzes durch, hat der Grundstückseigentümer 

auf seine Kosten und im Regelfall auf seinem Grundstück einen Pumpenschacht mit 

einer für die Entwässerung ausreichend bemessenen Druckpumpe sowie die dazuge­

hörige Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herzustellen, zu betreiben, zu unterhal­

ten, instand zu halten und gegebenenfalls zu ändern und zu erneuern. Die Entschei­

dung über Art, Ausführung, Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, der Druck­

pumpe und der dazugehörigen Druckleitung treffen die Stadtwerke. 

(2) Die Stadtwerke behalten sich vor, die Pumpstationen auf den zu entsorgenden Grund­

stücken und die Anschlussleitungen von den Pumpstationen bis zur öffentlichen Druck­

leitung selbst auf Kosten der Anschlussnehmer herzustellen. Der Kostenersatz richtet 

sich nach§ 19 ff. der Beitrags- und Gebührensatzung zu dieser Satzung. 

(3) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit einem geeigneten Fachunternehmer 

einen Wartungsvertrag abzuschließen, der eine Wartung der Druckpumpe entspre­

chend den Angaben des Herstellers sicherstellt. Der Wartungsvertrag ist den Stadt­

werken bis zur Abnahme der Druckleitung, des Pumpenschachtes und der Druckpum­

pe vorzulegen. Für bereits bestehende Druckpumpen ist der Wartungsvertrag inner­

halb von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieser Bestimmung vorzulegen. 

(4) Die Stadtwerke können den Nachweis der durchgeführten Wartungsarbeiten verlan­

gen. 

(5) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbau­

ung oder Bepflanzung des Pumpenschachtes ist unzulässig. 

§ 13 

Ausführung von Anschlussleitungen 

{1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung 

und ohne technischen Zusammenhang mit den Nachbargrundstücken an die öffentli­

che Abwasseranlage anzuschließen. In Gebieten mit Mischsystem (Mischwasserkanal) 

ist für jedes Grundstück eine Anschlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem 

(Schmutzwasser- und Regenwasserkanal) je eine Anschlussleitung für Schmutz- und 

für Niederschlagswasser herzustellen. Im Trennsystem sind für Schmutzwasser und für 

Niederschlagswasser jeweils getrennte lnspektionsöffnungen vorzusehen. Die näheren 
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Einzelheiten ergeben sich aus§ 13 Abs. 5 dieser Satzung. Auf Antrag können mehrere 

Anschlussleitungen verlegt werden. Die Stadtwerke können den Nachweis über den 

ordnungsgemäßen Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage im Rahmen des Zu­

stimmungsverfahrens nach§ 14 dieser Satzung verlangen. 

(2) Alle Anschlussnehmer haben Ihre Haus- und Grundstücksentwässerung auch in Ge­

bieten mit Mischsystem bis zur letzten fnspektionsöffnung vor Anschluss an die öffent­

liche Leitung im Trennsystem vorzunehmen. Diese Regelung gilt unabhängig von der 

konkreten aktuellen kommunalen Entwässerungskonzeption und auch für vorhandene 

Anschlüsse. Die Stadtwerke können bei bestehenden Anschlüssen von der Durchset­

zung der Anforderungen dieses Absatzes solange absehen, bis die vom Anschluss­

nehmer in Anspruch genommene öffentliche Entwässerungsanlage tatsächlich in ein 

Trennsystem umgewandelt werden soll oder wird oder die Hausanschlussleitung zu 

überwiegenden Teilen erneuert wird. 

(3) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbständige Grundstücke 

geteilt, so gilt Absatz 1 für jedes der neu entstehenden Grundstücke. 

(4) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffentli­

chen Kanal zu schützen. Hierzu hat er Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene 

(Straßenoberkante bzw. Ge!ändehöhe über der Anschlussstelle der Grundstücksan­

schlussleitung an die öffentliche Abwasserleitung) durch funktionstüchtige sowie ge­

eignete Rückstausicherungen gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

einzubauen. Die Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich sein und so errichtet 

und betrieben werden, dass eine Selbstüberwachung des Zustandes und der Funkti­

onstüchtigkeit der Anschlussleitung möglich ist. 

(5) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat der 

Grundstückseigentümer unter Beachtung des § 8 Abs. 1 Satz 4 SüwVO Abw NRW in 

der Nähe der Grundstücksgrenze eine geeignete lnspektionsöffnung auf seinem 

Grundstück außerhalb des Gebäudes einzubauen. Bei bestehenden Anschlussleitun­

gen ist der Grundstückseigentümer zum nachträglichen Einbau einer geeigneten ln­

spektionsöffnung verpflichtet, wenn er die Anschlussleitung erneuert oder verändert. In 

Ausnahmefällen kann auf Antrag des Grundstückseigentümers von der Errichtung ei­

ner lnspektionsöffnung außerhalb des Gebäudes abgesehen werden. Die lnspektions­

öffnung muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Be­

pflanzung der lnspektionsöffnung ist unzulässig. 

(6) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Ausführung der Anschlussleitungen 

bis bis zum Einsteigeschacht oder zur lnspektionsöffnung sowie die Lage und Ausfüh­

rung des Einsteigeschachtes oder der lnspektionsöffnung bestimmen die Stadtwerke. 
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(7) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung sowie die laufende Unterhal­

tung der haustechnischen Abwasseranlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem 

anzuschließenden Grundstück führt der Grundstückseigentümer auf seine Kosten 

durch. Die Hausanschlussleitung ist in Abstimmung mit den Stadtwerken zu erstellen. 

(8) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur öffentlichen Ab­

wasseranlage, so können die Stadtwerke von dem Grundstückseigentümer zur ord­

nungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks den Einbau und den Betrieb einer He­

beanlage verlangen. Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer. Die Hebeanlage 

muss so errichtet und betrieben werden, dass eine Selbstüberwachung des Zustandes 

und der Funktionstüchtigkeit der Anschlussleitung möglich ist. 

(9) Auf Antrag können zwei oder mehrere Grundstücke durch eine gemeinsame An­

schlussleitung entwässert werden. Der Antrag wird insbesondere unter Berücksichti­

gung der Regelung in § 46 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW dann abgelehnt, wenn die Lei­

tungs-, Benutzungs- und Unterhaltungsrechte nicht durch eine im Grundbuch eingetra­

gene entsprechende Grunddienstbarkeit{§ 1018 BGB) abgesichert worden sind. Der 

Nachweis der Absicherung durch eine Grunddienstbarkeit ist durch einen Auszug aus 

dem Grundbuch zu führen. 

(10} Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwasseranlage vorhanden ist, 

Neubauten errichtet oder Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach 

sich ziehen, hat der Grundstückseigentümer auf seinem Grundstück Anlagen für einen 

späteren Anschluss in Abstimmung mit den Stadtwerken auf seine Kosten vorzuberei­

ten. 

(11) Die Stadtwerke behalten sich vor, die Herstellung, Veränderung, Erneuerung, Beseiti­

gung sowie die laufende Unterhaltung der GrundstücksanschlusSleitung und der Haus­

anschlussleitung bis und einschließlich der ersten lnspektionsöffnung auf dem anzu­

schlleßenden Grundstück selbst oder durch einen von ihr beauftragten Unternehmer 

auf Kosten des Anschlussnehmers durchzuführen bzw. dem Anschlussnehmer vorzu­

schreiben, dass die Arbeiten nur durch eine von den Stadtwerken zugelassene Fach­

firma ausgeführt werden dürfen. 

Die Kostentragung für die Herstellung, Änderung, Unterhaltung und Erneuerung von An­

schlussleitungen ist in der Beitrags- und Gebührensatzung zu dieser Satzung geregelt. 
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§ 14 

Zustimmungsverfahren 

(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf der vorherigen Zustimmung 

der Stadtwerke. Diese ist rechtzeitig, spätestens jedoch vier Wochen vor der Durchfüh­

rung der Anschlussarbeiten unter Beifügung der von den Stadtwerken geforderten Un­

terlagen zu beantragen. Besteht Anschluss- und Benutzungszwang an die öffentliche 

Abwasseranlage, gilt der Antrag mit der Aufforderung der Stadtwerke den Anschluss 

vorzunehmen, als gestellt. Eine Zustimmung wird erst dann erteilt, wenn eine Abnahme 

des Anschlusses am öffentlichen Kanal durch die Stadtwerke an der offenen Baugrube 

erfolgt ist oder die Bestätigung durch das ausführende Fachunternehmen vorgelegt 

wird, dass der Anschluss entsprechend dem Antrag und fachgerecht ausgeführt wurde. 

(2) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Anschluss­

nehmer eine Woche vor der Außerbetriebnahme des Anschlusses den Stadtwerken 

mitzuteilen. Diese sichern die Anschlussleitung auf Kosten des Anschlussnehmers. 

§ 15 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 

(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen gilt die Ver­

ordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverord­

nung Abwasser - SüwVO Abw NRW). Private Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 

60, 61 WHG, § 56 LWG NRW, § 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW so zu errichten und zu 

betreiben, dass die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. 

Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht 

nach§ 48 LWG NRW gegenüber den Stadtwerken. 

(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch 

anerkannte Sachkundige gemäß§ 12 SüwVO Abw NRW durchgeführt werden. 

(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich oder unzugänglich verlegte pri­

vate Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit 

diesem vermischten Niederschlagswasser einschließlich verzweigter Leitungen unter 

der Keller-Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehö­

rige Einsteigeschächte oder lnspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der 

Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwV Abw NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen 

Ableitung von Nlederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten Schutzrohren 

so verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 
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(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprü­

fung bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis g 

SüwVO Abw NRW. Nach § 8 Abs. 2 SüwVO Abw NRW hat der Eigentümer des 

Grundstücks bzw. nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW der Erbbauberechtigte private 

Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer 

wesentlichen Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein anerkann­

ten Regeln der Technik auf deren Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. 

Die Prüfpflicht und Prüffristen für bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Üb­

rigen aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW. Legen die Stadtwerke darüber hin­

aus durch gesonderte Satzung gemäß § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen 

fest, so werden die betroffenen Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten 

durch die Stadtwerke hierüber im Rahmen der ihnen obliegenden Unterrichtungs- und 

Beratungspflicht (§ 46 Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) informiert. 

(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW nach 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach§ 8 Abs. 1 

Satz 4 SüwVO Abw NRW gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allge­

mein anerkannte Regeln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW keine abweichen­

den Regelungen trifft. 

(6} Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und Funkti­

onsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW zu doku­

mentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO Abw NRW 

genannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist den Stadtwer­

ken durch den Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 

8 SüwVO Abw NRW) auf Anforderung unverzüglich vorzulegen. 

(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüch­

tigkeit geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW keiner erneuten 

Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung gel­

tenden Anforderungen entsprochen haben. 

(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsätzlich 

aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanie­

rungsfristen in § 1OAbs. 1 SüwVO Abw NRW können die Stadtwerke gemäß § 10 Abs. 

2 Satz 1 SüwVO Abw NRW nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 
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§ 16 

lndirekteinleiter 

(1) Die Stadtwerke führen ein Kataster über lndirekteinleitungen, deren Beschaffenheit 

erheblich vom häuslichen Abwasser abweicht. 

(2) Bei lndirekteinleitungen im Sinne des Absatz 1 sind den Stadtwerken mit dem Antrag 

nach§ 14 Absatz 1 die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei be­

stehenden Anschlüssen hat dies innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser 

Satzung zu geschehen. Auf Verlangen hat der lndirekteinleiter den Stadtwerken Aus­

kunft über die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbe­

handlung des Abwassers zu erteilen. Soweit es sich um genehmigungspflichtige lndi­

rekteinleitungen im Sinne des § 58 WHG und § 59 LWG NRW handelt, genügt in der 

Regel die Vorlage des Genehmigungsbescheides der zuständigen Wasserbehörde. 

§ 17 

Abwasseruntersuchungen 

(1) Die Stadtwerke sind jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen oder 

vornehmen zu lassen. Sie bestimmen die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und 

Turnus der Probenahmen. 

(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der Anschlussnehmer, falls sich herausstellt, 

dass ein Verstoß gegen die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vor!iegt. 

§ 18 

Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht 

(1) Der Grundstückseigentümer ist gemäß§ 98 Abs. 1 LWG NRW i. V. m. § 101 Abs. 1 

WHG verpflichtet, den Stadtwerken auf Verlangen die für den Vollzug dieser Satzung 

erforderlichen Auskünfte über Bestand und Zustand der haustechnischen Abwasseran­

lagen und der Hausanschlussleitung zu erteilen. 

(2) Die Anschlussnehmer und die lndirekteinleiter haben die Stadtwerke unverzüglich zu 

benachrichtigen, wenn 

1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durch Umstände beeinträch­

tigt wird, die auf Mängel der öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein 

können (z.B. Verstopfungen von Abwasserleitungen), 
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2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu geraten drohen, 

die den Anforderungen nach § 7 nicht entsprechen, 

3. sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich ändert, 

4. sich die der Mitteilung nach § 16 Absatz 2 zugrunde liegenden Daten erheblich 

ändern oder 

5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- und Benutzungsrechtes 

entfallen. 

(3) Bedienstete der Stadtwerke und Beauftragte der Stadtwerke mit Berechtigungsausweis 

sind berechtigt, die angeschlossenen Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum 

Zweck der Erfüllung der öffentlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug 

dieser Satzung erforderlich ist. Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben das 

Betreten von Grundstücken und Räumen zu dulden und ungehindert Zutritt zu allen 

Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstücken zu gewähren. Das Betretungs­

recht gilt nach § 98 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW auch für Anlagen zur Ableitung von Ab­

wasser, das den Stadtwerken zu überlassen ist. Die Grundrechte der Verpflichteten zu 

sind beachten. Die Grundrechte der Verpflichteten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 GG 

{Freiheit der Person), Art. 13 {Unverletzlichkeit der Wohnung) und Art. 14 GG (Eigen­

tum) sind insbesondere bezogen auf die Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG 

NRW gemäß§ 124 LWG NRW eingeschränkt. 

§ 19 

Haftung 

(1) Der Anschlussnehmer und der lndirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße Be­

nutzung der haustechnischen Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung 

zu sorgen. Sie haften für alle Schäden und Nachteile, die den Stadtwerken infolge ei­

nes mangelhaften Zustandes oder einer satzungswidrigen Benutzung der haustechni­

schen Abwasseranlagen oder infolge einer satzungswidrigen Benutzung der öffentli­

chen Abwasseranlage entstehen. 

(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Stadtwerke von Ersatzansprüchen 

Dritter freizustellen. 

(3) Die Stadtwerke haften nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt hervorgerufen wer­

den. Sie haften auch nicht für Schäden, die dadurch entstehen, dass die vorgeschrie­

benen Rückstausicherungen nicht vorhanden sind oder nicht ordnungsgemäß funktio­

nieren. 
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§ 20 

Berechtigte und Verpflichtete 

(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für Grundstückseigentümer erge­

ben, gelten entsprechend für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grund­

stücks dinglich Berechtigte sowie für die Träger der Baulast von Straßen, Wegen und 

Plätzen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und außerhalb der im Zu­

sammenhang bebauten Ortsteile, wenn von diesen Flächen die Abwasseranlage tat­

sächlich in Anspruch genommen wird. 

(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der 

öffentlichen Abwasseranlage ergeben, für jeden, der 

1. berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlossenen Grundstücken an­

fallende Abwasser abzuleiten (also insbesondere auch Pächter, Mieter, Unter­

mieter etc.) 

oder 

2. der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt. 

{3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

§ 21 

Gebühren, Beiträge und sonstige Abgaben 

Die Erhebung von Beiträgen, Benutzungsgebühren und sonstigen Abgaben im Bereich der 

Abwasserentsorgung wird in einer zu dieser Satzung zu erlassenden Beitrag- und Gebüh­

rensatzung geregelt. 

§ 22 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 

1. § 7 Absatz 1 und 2 

Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder einbringt, 

deren Einleitung oder Einbringung ausgeschlossen ist. 

2. § 7 Absatz 3 und 4 
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Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder hinsicht­

lich der Beschaffenheit und der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht 

einhält oder das Abwasser zur Einhaltung der Grenzwerte verdünnt oder ver­

mischt. 

3. § 7 Absatz 5 

Abwasser ohne Einwilligung der Stadtwerke auf anderen Wegen a!s über die An­

schlussleitung eines Grundstückes in die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 

4. § 8 

Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder 

Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser vor der Einleitung in die öffentliche Ab­

wasseranlage nicht in entsprechende Abscheider einleitet oder Abscheider nicht 

oder nicht ordnungsgemäß einbaut oder betreibt oder Abscheidegut nicht in 

Übereinstimmung mit den abfallrecht!ichen Vorschriften entsorgt oder Abschei­

degut der öffentlichen Abwasseranlage zuführt. 

5. § 9 Absatz 2 

das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 

6. § 9 Absatz 6 

in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das Schmutz- und das Nieder­

schlagswasser nicht den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuführt. 

7. § 11 

auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser als Brauchwasser 

nutzt, ohne dieses den Stadtwerken angezeigt zu haben. 

8. §§ 12. Absatz. 5, 13 Absatz 4 und 5 

die Pumpenschächte oder lnspektionsöffnungen nicht frei zugänglich hält. 

9. § 14 Absatz 1 

den Anschluss an die öffentliche Abwasseran!age ohne vorherige Zustimmung 

der Stadtwerke herstellt oder ändert. 

10. §14Absatz2 

den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes nicht oder nicht 

rechtzeitig den Stadtwerken mitteilt. 
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11. § 15Absatz. 6 Satz 3 

Die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung den 

Stadtwerken nicht vorlegt. 

12. § 16 Absatz 2 

Den Stadtwerken die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge nicht oder nicht 

rechtzeitig benennt oder auf ein entsprechendes Verlangen der Stadtwerke hin 

keine oder nur eine unzureichende Auskunft über die Zusammensetzung des 

Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Abwassers erteilt. 

13. §18Absatz3 

die Bediensteten der Stadtwerke oder die durch die Stadtwerke Beauftragten mit 

Berechtigungsausweis daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der gemeindli­

chen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die ange­

schlossenen Grundstücke zu betreten, oder diesem Personenkreis nicht unge­

hinderten Zutritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstücken 

gewährt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der öffentlichen Abwasseran­

lage vornimmt, Sehachtabdeckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient oder in 

einen Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage, etwa einen Abwasserkanal, ein­

steigt. 

(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können gemäß§ 7 Abs. 2 GO NRW i.V.m. 

§ 17 OWiG mit einer Geldbuße bis zu 1.000 € geahndet werden. 

§ 23 

1nkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entwässerungssatzung 

der Stadtwerke Brilon AöR vom 17.01.2007 außer Kraft. 
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Anlage 1 zur Entwässerungssatzung der Stadtwerke Brilon 

1. Allgemeine Grenzwerte für Einleitungen nicht häuslichen Abwassers und deren Untersu­
chungsverfahren: 

Parameter Grenzwert Verfahren DEV- Ausgabe 

N,. 

1} Allgemeine Parameter 

a) Temperatur 35 ° C DIN 38404-4 C4 Dezember 1976 

b) ph-Wert 6,5-10,0 i DIN 38404-5 C5 Januar 1984 
J 

c) Absetzbare Stoffe 10 m2/I nach DIN 38409-9 H9 Juli 1980 

0,5 h Ab-

setzzeit 

2) Organische Verbindungen 

a) Schwerflüchlige, DEV H 56 H56 46. Lieferung 

lipophile Stoffe (u.a. 2000 

verseifbare Öle und 

Fette) 

Gesamt 300 mg/I 

b) Kohlenwasserstoffindex 100 mg/I DIN EN ISO H53 Juli 2001 

gesamt 9377-2 

c) Adsorbierbare 1 mg/1 DIN EN ISO H14 Februar 2005 

organisch gebundene 9562 

Halogene (AOX) 

d) Leichtflüchtige 0,5 mg/I DIN EN ISO F4 August1997 

halogenierte 10301 

Kohlenwasserstoffe 

(LHKW) 

e) Phenolindex, wasserdampffiüchtig 100 mg/l DIN 38409 Teil H 16-2 Juni 1984 

16-2 

f) Organische 10 g/I H3 August 1997 

halogenfreie als TOC DIN EN ISO 

Lösemittel 1484 

3} Metalle und Metalloide 

a) Antimon (Sb) 0,5 mg/I DIN EN ISO E22 April 1998 

11885 

b) Arsen (As) 0,5 mg/1 DIN EN ISO E29 Februar 2005 

17294-2 

c) Blei (Pb) 1 mg/I DIN EN ISO E29 Februar 2005 

17294-2 

d) Cadmium (Cd) 0,5 mg/I DIN EN ISO E29 Februar 2005 

17294-2 

e) Chrom (Cr) 1 mg/l DIN EN ISO E29 Februar 2005 

i 
17294-2 

f) Chrom-!V (Cr) 0,2 mg/I DIN EN ISO E22 April 1998 

11885 
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g) Cobalt (Co) 2 rng/1 DIN EN ISO E29 Februar 2005 

17294-2 

h) Kupfer (Cu) 1,0 mg/I DIN EN ISO E 29 Februar 2005 

17294-2 

i) Nickel (Ni) 1 mg/I DIN EN ISO E29 Februar 2005 

17294-2 

j) Quecksilber(Hg) 0,1 mg/1 DIN EN 12338 I E31 Oktober 1998 
1 

k) Zinn (Sn) 5 mg/I DIN EN ISO E29 Februar 2005 

17294-2 

1) Zink (Zn) 5 mg/1 DIN EN ISO E29 Februar 2005 

17294-2 

Parameter Grenzwert Vertahren DEV- 1 Ausgabe 

N,. i 
' 4} Weitere anorganische Stoffe 

a) Stickstoff aus Ammonium 100 mg/I DIN EN ISO E23 Mai 2005 

und Ammoniak (NH4-N + 11732 

NH3-N) 

b) Stickstoff aus Nitril (N02-N) 10 mg/1 DIN EN ISO D28 Dezember 1996 

13395 

c) Cyanid, leicht freisetzbar 1 mg/I DIN 38405-13 013-2 Februar 1981 

A.2.2 

d) Sulfat {SO~4 
·) 600 mg/I DIN EN ISO D20 November 1996 

10304-2 

e) Sulfid (s7·j11, leicht 2 mg/I DIN 38405-27 D27 Juli 1992 

freisetzbar 

f) Fluorid (F), gelöst 50 mg/I DIN EN !SO D20 November 1996 

10304-2 

g) Phosphor (P), gesamt 50 mg/I DIN EN !SO D11 September 2004 

6878 

Die angegebenen Verfahren zur Analyse der Werte können bei den Stadtwerken nach An­
frage eingesehen werden. 

II. Soweit für den Vollzug wasserrecht!icher Anforderungen an Einleitungen in öffentliche 
Abwasseranlagen der Stand der Technik durch Grenzwerte in Verwaltungsvorschriften 
definiert ist, sind diese Grenzwerte maßgeblich. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Entwässerungssatzung des Kommunalunternehmens Stadtwerke Brilon, 
Anstalt des öffentlichen Rechts, vom 14.12.2017 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündigung nicht mehr geltend ge­
macht werden kann, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht wurde, 

c) der Bürgermeister den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet hat oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber den Stadtwerken vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Brilon, den 14.12.2017 

\ -
Der Bürgermeister und 

Verwaltungsratsvorsitzende 

(Dr. Christof Bartsch) 



Beitrags- und Gebührensatzung 

zur Entwässerungssatzung 

des Kommunalunternehmens Stadtwerke Brilon, Anstalt des öffentlichen 

Rechts 

vom 14.12.2017 

Aufgrund 

der§§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), 

zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), 

in der jeweils geltenden Fassung, 

der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt 

geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.09.2015 (GV. NRW. 2015, S. 666), in der 

jeweils geltenden Fassung, 

des§ 54 Landeswassergesetzes (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung sowie 

des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 

08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden 

Fassung, 

der Satzung der Stadt Brilon über die Anstalt des öffentlichen Rechts Stadtwerke Brilon 

vom 04.11.2002, zuletzt geändert durch Satzung vom 05.10.2015, bekannt gemacht im 

Amtsblatt der Stadt Brilon Nr. 8 vom 08.10.2015, hat der Verwaltungsrat der 

Stadtwerke Brilon in seiner Sitzung am 19.09.2017 die folgende Satzung beschlossen: 

(Hinweis: Zur Verbesserung der Lesbarkeit ist verallgemeinernd in der Satzung die Form der 

männlichen Anrede gewählt. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sich die 

gewählte Ausdrucksform im Zuge der Gleichstellung von Frau und Mann auf beide 

Geschlechter bezieht.) 



Seite 2 

1. Abschnitt 

§ 1 

Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage 

(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage erheben die Stadtwerke 

Abwassergebühren und Kanalanschlussbeiträge. 

(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der geltenden Entwässerungssatzung der Stadtwerke stellen 

die Stadtwerke zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck 

der Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung 

anfallenden Klärschlämme die erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur 

Verfügung (gemeindliche Abwasseranlagen). Hierzu gehören der gesamte Bestand an 

personellen und sachlichen Mitte!n, die für eine ordnungsgemäße 

Abwasserbeseitigung erforderlich sind (z. B. das Kanalnetz, Kläranlagen, 

Regenwasser-Versickerungsanlagen, Transportfahrzeuge für Klärschlamm aus 

Kleinkläranlagen und !nhaltstoffen von abflusslosen Gruben, das für die 

Abwasserbeseitigung eingesetzte Personal). 

{3) Die Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit, die auch bei 

der Bemessung der Kanalanschlussbeiträge und Abwassergebühren zugrunde gelegt 

wird. 

2. Abschnitt 

§2 

Abwassergebühren und Kleineinleiterabgabe 

{1) Für die Inanspruchnahme der Abwasseranlage erheben die Stadtwerke nach§§ 4 Abs. 

2, 6 KAG NRW und§ 54 LWG NRW Abwassergebühren {Benutzungsgebühren) zur 

Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach § 7 

KAG NRW. 

{2) In die Abwassergebühr wird nach§ 2 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW eingerechnet: 

a) die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Stadtwerke {§ 2 Abs. 1 Satz 1 

Nr 1 AbwAG NRW) 

b) die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser(§ 2 Abs. 1 

Satz 1 Nr 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW), 

c) die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Stadtwerke umgelegt 

wird (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AbwAG NRW). 
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(3) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter(§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs.1 Satz 1 

AbwAG NRW) wird durch die Stadtwerke von denjenigen erhoben, die keine 

Kleinkläranlage betreiben, die den Anforderungen der§ 60 WHG und§ 56 LWG NRW 

entspricht. 

(4) Die Schmutzwasser- und die Niederschlagswassergebühr (Regenwassergebühr) sind 

grundstücksbezogene Benutzungsgebühren und ruhen a!s öffentliche Last auf dem 

Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 

§3 

Gebührenmaßstäbe 

(1) Die Stadtwerke erheben getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von 

Schmutz- und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 

Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie das Entwässern von Klärschlamm im 

Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers). 

(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 4). 

{3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter der 

bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche auf den angeschlossenen 

Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in die öffentliche 

Abwasseranlage gelangen kann(§ 5). 

§4 

Schmutzwassergebühren 

(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen 

Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen 

Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m3 
) 

Schmutzwasser. 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 

bezogene Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten 

Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) 

gewonnene Wassermenge(§ 4 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück 

nachweisbar verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die 

öffentliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5). 
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(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch den Wasserzähler der 

Stadtwerke Brilon AöR als örtlichem Wasserversorger ermittelt. Bei dem aus der 

öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit dem 

Wasserzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler 

nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von den Stadtwerken 

unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres geschätzt. Die Datenübernahme 

vom örtlichen Wasserversorger sowie die Datenspeicherung und Datennutzung der 

Wasserzähler-Daten des Wasserversorgers erfolgt, um dem Gebührenpflichtigen die 

zweimalige Ablesung seines Wasserzählers zu ersparen. Sie dient der 

ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadtwerke(§ 46 

Abs. 1 LWG NRW) und der Abwasserüberlassungspflicht durch den 

gebührenpflichtigen Benutzer (§ 48 LWG NRW) sowie zur verursachergerechten 

Abrechnung der Schmutzwassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen 

Erhebung der Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als 

Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle 

Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu dulden. 

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsan!agen (z.B. privaten 

Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den 

Mengennachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten und messr!chtig 

funktionierenden Wasserzähler nach§ 4 Abs. 5 Nr. 2 dieser Satzung zu führen. Der 

Nachweis über den messrichtig funktionierenden Wasserzähler obliegt dem 

Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen 

Wasserzählers nicht zumutbar, so sind die Stadtwerke berechtigt, die aus diesen 

Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der Grundlage der durch 

die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage 

der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter 

Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im Stadtgebiet). Eine Schätzung erfolgt 

auch, wenn der Wasserzähler nicht messrichtig funktioniert. 

(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden dle auf dem Grundstück 

andeiweitig verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. 

Wasserschwundmengen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal 

zugeführt werden. Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt den 

Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpfüchtige ist grundsätzlich verpflichtet, den 

Nachweis durch eine auf seine Kosten eingebaute, messrichtig funktionierende und 

geeignete Messeinrichtung ln Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess­

EichV) zu führen: 
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Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 

Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen 

Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-Angaben 

durchzuführen und den Stadtwerken nachzuweisen, um die ordnungsgemäße Funktion 

der Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, 

findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 

Nr. 2: Wasserzähler 

Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht 

möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch 

einen auf seine Kosten eingebauten, messrichtig funktionierenden und geeichten 

Wasserzähler zu führen. Der Wasserzähler muss in Anlehnung an das Mess- und 

Eichrecht (MessEG, Mess- und ElchVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder durch 

einen neuen Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung des Herstellers ersetzt 

werden. Aus der Konformitätserklärung muss sich ergeben, dass der Wasserzähler 

messrichtig funktioniert. Der Nachweis über die messrichtige Funktion sowie Eichung 

des Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht 

geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 

Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 

Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der 

Wasserschwundmengen technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht 

zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 

zu führen. Aus diesen Unterlagen muss sich insbesondere ergeben, aus welchen 

nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen Abwassereinrichtung 

nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren 

Unterlagen müssen geeignet sein, den Stadtwerken eine zuverlässige Schätzung der 

auf dem Grundstück zurückgeha!tenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die 

nachprüfbaren Unterlagen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die 

geltend gemachten Wasserschwundmengen nicht anerkannt. Soweit der 

Gebührenpflichtige durch ein spezielles Gutachten bezogen auf seine 

Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen will, hat er die gutachterlichen 

Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit 

den Stadtwerken abzustimmen. Die Kosten für das Gutachten trägt der 

Gebührenpflichtige. 
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Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung wird auf Antrag die Wassermenge 

um 10 cbm pro Jahr für volle Vieheinheit herabgesetzt, falls keine geeichten 

Wassermesser zur Erfassung der nicht der Abwasseranlage zugeführten 

Wassermenge installiert sind. Maßgebend für die Umrechnung ,Tierart - Vieheinheit' 

nach dem Schlüssel des Bewertungsgesetztes sind die Tierbestände am 01. 

Dezember des laufenden Jahres. 

Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch einen schriftlichen 

Antrag bis zum 15.1 des nachfolgenden Jahres durch den Gebührenpflichtigen bei den 

Stadtwerken geltend zu machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine 

Berücksichtigung der Wasserschwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt 

der 15.1 des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonntag endet die 

Ausschlussfrist am darauf folgenden Montag. 

(6) Die Gebühr beträgt je m3 Schmutzwasser 2,80 €. Für Betriebe, die Verbandsmitglied 

beim Ruhrverband sind, beträgt die Gebühr 1,69 €/cbm. 

§5 

Niederschlagswassergebühr 

(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die 

Quadratmeterzah! der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 

Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswasser !eitungsgebunden oder nicht 

leitungsgebunden abflusswirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. 

Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten 

und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser 

in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. 

(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der 

Befragung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der 

Grundstückseigentümer ist verpflichtet, den Stadtwerken auf Anforderung die 

Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die 

öffentliche Abwasseranlage abflusswirksamen Fläche auf seinem Grundstück 

mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). 

Die Stadtwerke können auch durch eine Überfliegung des Stadtgebietes Luftbilder von 

den Grundstücken erstellen. Mit Hilfe der Luftbilder wird ein zeichnerischer Lageplan 

zur Befragung des Grundstückseigentümers entwickelt, aus welchem sich die 

bebauten und/oder befestigten abflusswirksamen Flächen ergeben, von denen das 

Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Der 
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Grundstückseigentümer ist verpflichtet, zu dem zeichnerischen Lageplan Stellung zu 

nehmen und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen Flächen durch die Stadtwerke 

zutreffend ermittelt worden sind. Soweit erforderlich, können die Stadtwerke die 

Vorlage weiterer Unterlagen einfordern. 

Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für 

ein Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers 

vor, wird die bebaute {bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame 

Fläche von den Stadtwerken geschätzt. 

Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur 

ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadtwerke {z.B. 

Planung und ausreichende Dimensionierung der öffentlichen Kanäle), zur 

verursachergerechten Abrechnung der Niederschlagswassergebühr und zum 

Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat 

der Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in 

das Recht auf informationelle Se!bstbestlmmung zu dulden. 

{3) Angeschlossene Grundstücksflächen, von denen das Niederschlagswasser vor 

Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage einer Rückhalteeinrichtung zugeführt wird, 

die ganzjährig in Betrieb ist und von der ein Teil des Niederschlagswassers 

entnommen oder der Versickerung zugeführt wird {z. 8. Teichanlagen mit 

Versickerungszonen, Brauchwassernutzungsan!agen), werden nur zur Hälfte 

berücksichtigt, wenn das Rückhaltevolumen mindestens 50 Liter pro qm der an der 

Rückhaltung angeschlossenen Grundstücksfläche beträgt. Gründächer sowie 

angeschlossene Grundstücksflächen, auf denen ein Teil des Niederschlagswassers 

wegen der Durchlässigkeit des Unterbaus und der Oberfläche {Ökopflaster, 

Rasengittersteine) versickert, werden ebenfalls nur mit der Hälfte dieser Fläche 

angesetzt. 

{4) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der 

Grundstückseigentümer dies den Stadtwerken innerhalb eines Monates nach 

Abschluss der Veränderung anzuzeigen. Für die Änderungsanzeige gilt § 5 Abs. 2 

entsprechend. Die veränderte Größe der bebauten und/oder befestigte Fläche wird mit 

dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungsanzeige durch den 

Gebührenpflichtigen den Stadtwerken zugegangen ist. 

(5) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter Fläche 

0,53 €/a. Für Betriebe, die Verbandsmitglied beim Ruhrverband sind, ermäßigt sich die 

Gebühr auf 0,45 €/qm bebauter und/oder befestigter Fläche jährlich. 
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§6 

Kleineinleiterabgabe 

(1) Die Kleinein!eiterabgabe wird nach der Zahl der Bewohner des Grundstückes, auf oder 

von dem die Kleineinleitung erfolgt, die am 31.12. des Erhebungszeitraumes dort mit 

erstem Wohnsitz gemeldet waren, festgesetzt. Erhebungszeitraum ist das 

Kalenderjahr. 

(2) Die Kleineinleiterabgabe beträgt 17,90 Euro/Bewohner/Jahr. 

§7 

Beginn und Ende der Gebühren- und Abgabenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der 

betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Falls Niederschlagswasser nicht 

über eine Anschlussleitung abgeleitet wird, beginnt die Gebührenpflicht mit dem 1. des 

Monats, der der Zuführung des Niederschlagswassers zur öffentlichen 

Abwasseranlage folgt. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Entstehung der 

Gebührenpflicht während eines Kalenderjahres der Restteil des Jahres. 

(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die 

Gebührenpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 

(3) Die Abgabepflicht für Kleineinleiter beginnt mit dem Jahr, in dem die Einleitung am 

31.12. erstmals bestand. 

(4) Die Gebührenpflicht endet mit dem ersten des Monats, der auf den Wegfa!! des 

Anschlusses an die Abwasseranlage folgt. 

(5) Die Abgabepflicht für die Kleineinleiterabgabe endet in dem Jahr, in dem die Einleitung 

am 31.12. erstmals nicht mehr bestand. 

§8 

Gebühren- und Abgabepflichtige 

(1) Gebühren- bzw. abgabepflichtig sind 

a) der Grundstückseigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch der 

Erbbauberechtigte, 
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b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstücks 

dinglich berechtigt ist. 

c) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. Mehrere 

Gebühren- bzw. Abgabepflichtige haften als Gesamtschuldner. 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom Beginn 

des Monats an gebühren- bzw. abgabepflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung 

im Grundbuch folgt. Für sonstige Gebühren- bzw. Abgabepflichtige gilt dies 

entsprechend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat der bisherige Gebühren- bzw. 

Abgabepflichtige den Stadtwerken innerhalb eines Monats nach der Rechtsänderung 

schriftlich mitzuteilen. 

(3) Die Gebühren- bzw. Abgabenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren 

erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie den Stadtwerken die erforderlichen Daten 

und Unterlagen zu überlassen. Sie haben ferner zu dulden, dass Beauftragte der 

Stadtwerke das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen 

oder zu überprüfen. 

§9 

Fälligkeit 

(1) Die Benutzungsgebühr und die Kleineinleiterabgabe werden einen Monat nach 

Bekanntgabe des entsprechenden Bescheides fällig. Die Gebühren und die 

Kleinein!eiterabgabe können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden. 

(2) Die Abrechnung der Gebühren und Abgaben erfolgt einmal jährlich, und zwar zum 

Jahresbeginn für das abgelaufene Kalenderjahr. Soweit erforderlich, können sich die 

Stadtwerke hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflichtigen bedienen. 

§ 10 

Vorausleistungen 

(1) Die Stadtwerke erheben am 15.2, 15.5, 15.8 und 15.11 jedes Kalenderjahres nach § 6 

Abs. 4 KAG NRW Vorausleistungen auf die Jahres-Schmutzwassergebühr in Höhe von 

¼ der Schmutzwassermenge, die sich aus der Abrechnung des Vorjahres ergibt. Ist 

eine solche Berechnung nicht möglich, bemessen sich die Abschlagszahlungen und 

Teilzahlungen nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Haushalte oder 

Betriebe. 
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(2) Werden im laufe des Jahres wesentliche Abweichungen gegenüber der 

Jahresschmutzwassermenge und/oder der angeschlossenen Grundstücksfläche des 

Vorjahres festgestellt, kann die Höhe der Vorausleistungen entsprechend neu 

festgesetzt werden. 

{3) Die Stadtwerke erheben am 15.2, 15.5, 15.8 und 15.11 jedes Kalenderjahres nach § 6 

Abs. 4 KAG NRW Vorausleistungen auf die Jahres-Niederschlagswassergebühr in 

Höhe von ¼ der bebauten {bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie 

abflusswirksamen Flächen, die sich aus der Abrechnung des Vorjahres ergibt. 

{4) Der Vorausleistungssatz entspricht dem Gebührensatz für das jeweilige Kalenderjahr. 

(5) Die Gebühr entsteht erst am 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres. Die Endabrechnung 

und endgültige Festsetzung erfolgt im darauf folgenden Kalenderjahr durch Bescheid. 

{6) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Voraus!eistungen bemessen wurden, so 

wird der übersteigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden Vorausleistungen zu 

gering bemessen, wird der fehlende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben. Nach 

der Beendigung des Benutzungsverhältnisses werden zu viel gezahlte 

Vorausleistungen erstattet. Die auf einen zurückliegenden Erhebungszeitraum 

bezeichneten Abrechnungsbeträge sowie die sich aus der Abrechnung der 

Vorausleistungen ergebenden Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

§ 11 

Verwaltungshelfer 

Die Stadtwerke sind berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und 

Vorauszahlungen der Hilfe eines anderen von ihnen beauftragten Dritten zu bedienen. 

3. Abschnitt 

§ 12 

Kanalanschlussbeitrag 

{1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die Herstellung der öffentlichen 

Abwasseranlage erheben die Stadtwerke einen Kana!ansch!ussbeitrag im Sinne des § 

8 Abs. 4 Satz 3 KAG NRW. 

{2) Die Kanalanschlussbeiträge sind die Gegenleistung für die Möglichkeit der 

Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage und den hierdurch gebotenen 



Seite 11 

wirtschaftlichen Vorteil für ein Grundstück. Die Kanalanschlussbeiträge dienen dem 

Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung der 

öffentlichen Abwasseranlage. 

(3) Der Kana!anschlussbeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 8 Abs. 9 

KAG NRW) 

§ 13 

Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) Ein Grundstück unterliegt der Beitragspflicht, wenn folgende Voraussetzungen ertüllt 

sind: 

1. Das Grundstück muss an die Abwasseranlage tatsächlich und rechtlich 

angeschlossen werden können, 

2. für das Grundstück muss nach der Entwässerungssatzung ein Anschlussrecht 

bestehen und 

3. für das Grundstück muss 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt sein (z.B. durch 

Bebauungsplan), so dass es bebaut oder gewerblich genutzt werden dart 

oder 

b) soweit für ein Grundstück eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 

festgesetzt ist (z.B. im unbep!anten Innenbereich nach§ 34 BauGB), muss 

das Grundstück nach der Verkehrsauffassung Bauland sein und nach der 

geordneten, städtebaulichen Entwicklung zur Bebauung anstehen 

(2) Wird ein Grundstück an die Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen (z.B. im 

Außenbereich nach § 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn 

die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen. 

(3) Der Beitragspflicht nach Abs. 1 unterliegen auch Grundstücke, die im Rahmen der 

Niederschlagswasserbeseitigung mittelbar an die öffentliche Abwasseranlage 

angeschlossen sind. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Niederschlagswasser von 

Grundstücken oberirdisch ohne leitungsmäßige Verbindung in die öffentliche 

Abwasseranlage (z.B. in ein von den Stadtwerken betriebenes Mulden-Rigolen­

System) gelangen kann. 

(4) Grundstück im Sinne des 3. Abschnittes dieser Satzung ist unabhängig von der 

Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch jeder demselben 
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Grundstückseigentümer gehörende Teil der Grundfläche, der selbständig baulich oder 

gewerblich genutzt werden darf und an die Anlage angeschlossen werden kann. 

§ 14 

Beitragsmaßstab 

(1) Maßstab für den Beitrag ist die Veran!agungsfläche. Diese ergibt sich durch 

Vervielfachen der Grundstücksfläche mit dem Veranlagungsfaktor. 

(2) Als Grundstücksfläche gilt: 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die tatsächliche 

Grundstücksfläche, 

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, d.h. bei Grundstücken im unbeplanten 

Innenbereich (§ 34 BauGB) und im Außenbereich (§ 35 BauGB): die tatsächliche 

Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 35 m von der Grundstücksgrenze, die 

der Ersch!ießungsstraße zugewandt lst, die das Grundstück wegemäßig 

erschließt (Tiefenbegrenzung). Bei Grundstücken, die nicht an eine 

Erschließungsstraße unmittelbar angrenzen, wird die Fläche von der zu der 

Erschließungsstraße liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 35 m 

zugrunde gelegt. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese 

Tiefenbegrenzung hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die 

hintere Grenze der baulichen Nutzung bestimmt wird, die einen 

Entwässerungsbedarf nach sich zieht Grundstücksteile, die lediglich die 

wegemäßige Verbindung zur Straße herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 

Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem 

Veranlagungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 

a) bei ein- und zweigeschossiger Bebaubarkeit: 1,0 

b) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit: 1,25 

c) bei viergeschossiger Bebaubarkeit: 1,5 

d) bei fünf- und höhergeschossiger Bebaubarkeit: 1,75 

Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 

höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Dies gilt entsprechend, wenn ein 

Bebauungsplan sich in der Aufstellung befindet und den Verfahrensstand im Sinne des 

§ 33 Baugesetzbuch erreicht hat. Weist der Bebauungsplan nur Grundflächen- und 
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Baumassenzahl oder nur die zulässige Höhe der Bauwerke und keine höchstzulässige 

Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als Geschosszahl die zulässige Höhe des 

Bauwerks geteilt durch 3,5 wobei Bruchzahlen auf vo!!e Zahlen abgerundet oder 

aufgerundet werden. Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen oder 

vorhanden und geduldet, so ist diese zugrunde zu legen. 

Grundstücke, die im Bebauungsplan als Gemeinbedarfsfläche ohne Festsetzung der 

Geschosszahl ausgewiesen sind, werden als zweigeschossig bebaubare Grundstücke 

angesetzt. 

(4) ln unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan keine 

Festsetzungen nach Abs. 3 enthalten sind, ist maßgebend: 

a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse. 

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den 

Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse. 

(5) In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 genannten 

Nutzungsfaktoren um je 0,3 erhöht. Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in einem 

Bebauungsplan festgesetzt, aber aufgrund der vorhandenen Bebauung und sonstigen 

Nutzung als Kerngebiete, Gewerbegebiete oder Industriegebiete anzusehen sind oder 

wenn eine solche Nutzung aufgrund der in der Umgebung vorhandenen Nutzung 

zulässig wäre. Im Übrigen gilt die in Satz 1 vorgesehene Erhöhung für Grundstücke, 

die ausschließlich oder überwiegend gewerblich, industriell oder für Geschäfts~, Büro­

oder Verwaltungsgebäude genutzt werden; 

in unbeplanten Gebieten gilt die Erhöhung auch für Grundstücke, die unbenutzt sind, 

auf denen aber bauliche oder sonstige Nutzung zulässig ist, wenn auf den 

benachbarten Grundstücken überwiegend die im ersten Halbsatz genannten 

Nutzungsarten vorhanden sind. 

§ 15 

Beitragssatz 

(1) Der Beitrag beträgt 2,66 € je Quadratmeter (m2
) Veran!agungsfläche. 

(2) Besteht nicht die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit des Vollanschlusses, so wird 

ein Teilbetrag erhoben. 

Dieser beträgt: 

a) bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser 50 % des Beitrags; 
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b) bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser 50 % des Beitrags; 

(3) Entfalten die in Abs. 2 bezeichneten Beschränkungen der Benutzungsmöglichkeit, so 

ist der Restbetrag nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Beitragssatz zu zahlen. 

§ 16 

Entstehen der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffent!lche Abwasseranlage 

angeschlossen werden kann. 

(2) Im Falle des§ 13 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss. 

ln den Fällen des§ 15 Abs. 2 und 3 entsteht die Beitragspflicht für den Restbetrag, 

sobald die Beschränkungen der Nutzungsmöglichkeit entfallen. 

(3) Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Satzung bereits an die 

Abwasseranlage angeschlossen waren oder werden konnten, entsteht die 

Beitragspflicht mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

(4) In den Fällen des Abs. 3 entsteht keine Anschlussbeitragspflicht, wenn für den 

Anschluss des Grundstücks bereits eine Anschlussgebühr oder ein Anschlussbeitrag 

nach früherem Recht gezahlt oder ein dahingehender Anspruch erfassen wurde. 

§ 17 

Beitragspflichtiger 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 

so ist der Erbbauberechtigte gemäß§ 8 Abs. 2 Satz 3 KAG NRW beitragspflichtig. 

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

§ 18 

Fälligkeit der Beitragsschuld 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
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4. Abschnitt 

§ 19 

Kostenersatz für Haus- und Grundstücksanschlussleitungen 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die 

Kosten für die Unterhaltung einer Anschlussleitung an die öffentliche Abwasseranlage 

sind den Stadtwerken nach§ 10 Abs. 1 KAG NRW zu ersetzen. 

(2) Der Ersatzanspruch entsteht auch für Pumpstationen bei 

Druckentwässerungssystemen. 

§ 20 

Ermittlung des Ersatzanspruchs 

Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Beseitigung, Veränderung und die Kosten für 

die Unterhaltung werden auf der Grundlage der tatsächlichen entstandenen Kosten 

abgerechnet. Erhält ein Grundstück mehrere Anschlussleitungen, so wird der 

Ersatzanspruch für jede Leitung berechnet. 

§ 21 

Entstehung des Ersatzanspruchs 

Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung der Anschlussleitung, im 

Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. 

§ 22 

Ersatzpflichtige 

(1) Ersatzpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Kostenersatzbescheides 

Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 

so ist auch der Erbbauberechtigte ersatzpflichtig. 

(2) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

(3) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Anschlussleitung, so haften die 

Grundstückseigentümer bzw. die Erbbauberechtigten als Gesamtschuldner. 
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§ 23 

Fä!!lgkeit des Ersatzanspruchs 

Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des Heranziehungsbescheldes 

fällig. 

5. Abschnitt 

§ 24 

Auskunftspflichten 

(1) Die Beitrags-, Gebühren- und Abgabepflichtigen haben alle für die Berechnung der 

Beiträge, Gebühren und Abgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten 

und Unterlagen zu überlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Stadtwerke 

das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu 

überprüfen. 

(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu 

erlangen, so können die Stadtwerke die für die Berechnung maßgebenden Merkmale 

unter Berücksichtigung aller sachlichen Umstände schätzen oder durch einen 

anerkannten Sachverständigen auf Kosten des Beitrags-, Gebühren- oder 

Abgabepfllchtigen schätzen lassen. 

(3) Die vorstehenden Absätze gelten für den Kostenersatzpf!ichtigen entsprechend. 

§ 25 

Zwangsmittel 

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen diese 

Satzung richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW. 

§ 26 

Rechtsmittel 

Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der 

Verwaltu n gsgerichtsord nu ng . 



Seite 17 

§ 27 

Abgabenhinterziehung, Abgabenverkürzung und Abgabengefährdung 

Für Abgabenhinterziehungen, Abgabenverkürzung und Abgabengefährdung gelten die 

Bestimmungen des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen. 

§ 28 

1nkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01 .01.2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Beitrags- und 

Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Kommunalunternehmens Stadtwerke 

Brilon, Anstalt des öffentlichen Rechts vom 04.12.2013 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des 
Kommunalunternehmens Stadtwerke Brilon, Anstalt des öffentlichen Rechts, vom 
14.12.2017 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht wurde, 

c) der Bürgermeister den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet hat oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber den Stadtwerken vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Brilon, den 14.12.2017 

\_ 
Der Bürgermeister und 

Verwaltungsratsvorsitzende 

(Dr. Christof Bartsch) 



Bekanntmachung 

über die Erteilung von Auskünften aus dem Melderegister im Zusammenhang mit Wahlen 

Gemäß § 50 Absatz 5 des Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 in der zurzeit gültigen Fassung 
weise ich auf Folgendes hin: 

Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen dürfen im Zusammenhang 
mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder 
Abstimmung vorangehenden Monaten Auskünfte aus dem Melderegister über Familienname, 
Vorname, Doktorgrad und Anschrift von Gruppen von Wahlberechtigten erteilt werden, sofern für 
deren Zusammensetzung das Lebensalter bestimmend ist. 

Die Betroffenen haben das Recht, der Weitergabe ihrer Daten zu widersprechen. Der Widerspruch 
ist bis Mittwoch, den 28. Februar 2018 bei der Stadt Brilon (Bahnhofstraße 33, 1. Obergeschoss, 
Raum 15, 59929 Brilon) während der Dienststunden (Montag - Freitag 7.30 Uhr - 12.30 Uhr, 
Donnerstag zusätzlich 14.00 Uhr - 18.00 Uhr) einzulegen. Gründe für den Widerspruch müssen 
nicht angegeben werden. 

Brilon, den 21. Dezember 2017 

Stadt Brilon 
Der Bürgermeister 

s~ 
Dr. Bartsch 
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